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Das statistisch-kartographische Konzept

Über den ursprünglichen Zweck einer Argumentationshilfe für 
die narrative Analyse der „Sozialen Strukturen“ in einem paralle-
len Textband hinausgehend, hat der vorliegende Kartenband einen 
inhaltlichen und methodischen Eigenwert. Als Visualisierung der 
zeitgenössisch publizierten sozialstatistischen Daten ist er eine 
selbständige Form der Darstellung von Strukturen im Raum und 
von deren Wechselbeziehungen. Die Gesamtheit der Karten be-
schreibt die Gesellschaft der Habsburgermonarchie aus der Per-
spektive der Bevölkerungs-, Siedlungs-, Erwerbs-, Bildungs- und 
Verkehrsstatistik für das Jahr 1910. Das ergibt eine historische 
Rekonstruktion der Verhältnisse des Jahres 1910 sowohl was die 
administrativ-territorialen Strukturen, die sozialstatistischen Da-
ten als auch das amtlich-offizielle topographische Namensgut be-
trifft, so schwierig es ist, gerade letzteres eindeutig zu definieren. 
Damit ergibt sich eine Kombination zwischen wissenschaftlicher 
Edition im traditionellen Sinn (historische Topographie, Darstel-
lung der Statistik in Kartenform) und der Rekonstruktion einer 
historischen Situation hinsichtlich politisch-organisatorischer 
Rahmenbedingungen (Verwaltung), der kulturellen (ethnischen, 
konfessionellen) Grundlagen, der Bevölkerungsentwicklung und 
der Siedlungsverhältnisse, der Berufs-, Erwerbs- und Kommuni-
kationsstrukturen. Nach diesen Kriterien sind die Karten ausge-
wählt und auf 12 Sachbereiche verteilt: Administrative Gliede-
rung, Ethnische Strukturen, Konfessionelle Grundlagen, Demo-
graphische Faktoren, Bevölkerungsbewegung, Erwerbstätigkeit, 
Soziale Gliederung und Stellung im Beruf, Landwirtschaftliche 
Sozialstruktur und Bodennutzung, Siedlungen, Haushalte und 
Wohnungen, Bildungswesen, Militär, Eisenbahnen. Vorangestellt 
ist eine topographische Karte der Habsburgermonarchie für das 
Jahr 1910, als Zeitpunkt der letzten statistischen Gesamtaufnahme 
im Rahmen der seit 1869 alle zehn Jahre durchgeführten Volks-
zählungen. Am Schluss steht eine Karte über die Neuordnung der 

Staatsgrenzen durch die Pariser Friedensverträge von 1919–1920. 
Mit der Aufteilung der Donaumonarchie auf Nachfolge- und 
Nachbarstaaten wurde jener Prozess der territorial-staatlichen 
Desintegration des mitteleuropäischen Großraumes eingeleitet, 
der 2008 mit der Selbständigkeitserklärung des Kosovo seinen 
Höhepunkt und Abschluss gefunden hat.

Neben den Karten mit jeweiligen Kurzbeschreibungen enthält 
der Band als Schlüssel zu den Einzelkarten die Liste der admi-
nistrativen Einheiten, die der Kartendarstellung zugrunde liegen. 
Das Verzeichnis enthält für das Stichjahr 1910 in alphabetischer 
Reihenfolge für Österreich (Cisleithanien, Die im Reichsrate ver-
tretenen Königreiche und Länder) je Kronland die Politischen 
Bezirke, Gerichtsbezirke und Statutarstädte, innerhalb der Länder 
der ungarischen Krone (Magyarbirodalom/Königreich Ungarn) 
für Ungarn (Magyarország/Mutterland Ungarn) die Landestei-
le/Orszagrészek – mit der unhistorischen, politisch-administrativ 
unverbindlichen, aber in der amtlichen Statistik verwendeten Be-
zeichnung als „Distrikte“ –, sowie einschließlich Kroatien-Sla-
woniens (Hrvatska-Slavonska/Horvat-Szlavonország) die Ko-
mitate (vármegye) und Munizipalstädte (törvényhatósági jogú 
felruházott város, tjv.), der Bezirke (járás) – Stuhlbezirke gab es 
seit 1876 nicht mehr – und Städte mit geordnetem Magistrat/Ma-
gistratsstädte (rendezett tanácsú város, rtv.), für die Reichslande 
Bosnien-Herzegowina die Kreise (okruž), Statutarstädte (grad) 
und Bezirke (kotar). Nicht enthalten sind die zahlreichen Städ-
te mit Stadtrecht in Österreich und Bosnien-Herzegowina. Da-
mit teilweise nachvollziehbar ist, worauf die Kartendarstellung 
basiert, bringt eine Tabelle in Verbindung mit den Bezirken und 
Städten eine vereinfachte Bevölkerungsstatistik. Sie weist jene 
Grunddaten aus, auf die alle Berechnungen bezogen sind. Das 
ist generell die ortsanwesende Gesamtbevölkerung, die als gene-
reller Bezugswert für alle Berechnungen eine annähernd sichere 
Bewertungsbasis für die quantitative Gewichtung der demogra-

phischen und sozioökonomischen Werte liefert. Dort, wo das auf 
Grund der Datenlage nicht der Fall ist, wurde dies jeweils auf 
den Karten speziell vermerkt. Für Bosnien-Herzegowina ist im 
Hinblick auf das landfremde Militär und einer starken Zu- und 
Abwanderung teilweise die Zivilbevölkerung als Bezugsgröße 
gewählt. Zum Verständnis der in den einschlägigen Karten dar-
gestellten sozialen Schichtungen (als Erwerbsgruppen) und zur 
Aufschlüsselung der komplizierten Gegenrechnung zwischen un-
garischer und österreichischer Berufsstatistik ist die zeitgenössi-
sche Systematik der Wirtschaftssektoren und Hauptberufsklassen 
tabellarisch dargestellt.

Ergebnis ist inhaltlich die Veranschaulichung der oft zitierten 
sozialen, kulturellen, politischen „Vielfalt“, das „Gefälle“, die 
„Disparität“ des mitteleuropäischen Raumes, methodisch eine 
relativ umfassende Dokumentation der sozialen Grundlagenda-
ten im Jahre 1910 nach den amtlichen Quellen der Volkszählung. 
Sowohl der Aspekt einer Darstellung der gesamtstaatlichen So-
zialstrukturen der österreichisch-ungarischen Monarchie wie je-
ner der noch nicht geschriebenen „sozialgeographischen Länder-
kunde“ Mitteleuropas im 19. Jahrhundert finden eine begrenzte, 
aber angemessene Berücksichtigung. Die Begrenzung resultiert 
aus organisatorischen, vor allem aber aus methodischen Gründen. 
Nur was aus der Statistik eindeutig ablesbar, auf eine einheitliche 
territoriale Einheit anwendbar und für Österreich und Ungarn im 
Hinblick auf einen die Gesamtmonarchie umfassenden Vergleich 
erfassbar ist, kommt zur Darstellung.

Der Wahl des Jahres 1910 liegt zunächst die Erwägung zu-
grunde, dass es sich schon im Bewusstsein der Zeit um eine po-
litische und gesellschaftliche „Zeitenwende“ handelte. 1910 war 
in mannigfacher Weise eine Zäsur. Die in den Jahren von 1896 
bis 1912/13 anzusetzende wirtschaftliche Erholungsphase nach 
der „großen Depression“1 war zwar durch die internationale De-
pression von 1900 gefährdet, der Aufschwung konnte aber durch 

	 1	 Herbert Matis, Österreichs Wirtschaft 1848–1913. Konjunkturelle Dynamik und gesellschaftlicher Wandel im Zeitalter Franz Josephs I. (Berlin 1972) 19.
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das Reformwerk der Regierung Koerber (1900–1904) zumindest 
für Cisleithanien gesichert werden, so dass 1905 „die Produktion 
wieder über ihrem langfristigen Wachstumspfad“ lag, „wo sie sich 
bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges halten konnte“2. Der 
umfassende gesellschaftliche Umbruch im Ersten Weltkrieg kün-
digte sich schon an, war aber noch nicht vollzogen. Der Wandel 
von der bürgerlichen Honoratioren- und Leistungsgesellschaft zur 
Massengesellschaft signalisierte das Ende der „Friedenszeit“. Die 
„Sozialstrukturen“ des Jahres 1910 können als repräsentativ für 
die Spätphase der Habsburgermonarchie, die so genannte „Spät-
gründerzeit“, gelten. Es war der „letzte Glanz“ einer Gesellschaft, 
von der man nicht recht weiß, ob sie als „österreichisch-ungari-
sche“ oder „habsburgische“ überhaupt existiert hat3. Heimito von 
Doderers Strudlhofstiege (1951) als literarische Verarbeitung die-
ses Wandels reicht als Familiensaga aus dem Wiener Groß- und 
Kleinbürgertum im Rückblick von 1925 charakteristischer Weise 
genau bis in dieses Jahr 1910 zurück. Dieser Status „vor der Wen-
de“ ist in der Volkszählung von 1910 dokumentiert.

Die Ergebnisse der Volkszählung vom 
31. Dezember 1910

Stärker als das politische Argument der „Zeitenwende“ wiegt für 
die Wahl des Epochenjahres 1910 das Argument des Vorliegens 
einer in sich konsistenten und methodisch entfalteten Bevölke-
rungs- und Sozialstatistik, wie sie in den Ergebnissen der Volks-
zählung des Jahres 1910 für Österreich und Ungarn als umfas-
sende Dokumentation zur Verfügung steht. Relativ spät nach der 
Gründung der amtlichen Statistik im Jahre 1829, jedenfalls aber 
seit den vom berühmten Karl Czoernig erarbeiteten Tafeln4 hat 

es zahlreiche statistische Überblickswerke gegeben, bis 1867 für 
die Gesamtmonarchie. Am Anfang der wissenschaftlichen Stati-
stik stand Czoernigs Ethnographie5, deren statistische Grundla-
gen über die „ethnographischen und industriellen Verhältnisse“ 
zwar nicht, wie geplant als statistisches Handbuch, sondern erst 
in Oesterreichs Neugestaltung6 veröffentlicht wurden. Aus dem 
Handelsministerium stammten die Mitteilungen aus dem Gebiete 
der Statistik 1852–1873 und das Statistische Jahrbuch der öster-
reichischen Monarchie 1863–1881, seit 1867 unter dem Titel Sta-
tistisches Jahrbuch der österreichisch-ungarischen Monarchie 
mit der Fortsetzung als Österreichische Statistik 1882 bzw. als 
Österreichisches Statistisches Handbuch für die im Reichsrate 
vertretenen Königreiche und Länder 1883–1918 bzw. als Statisti-
sche Monatsschrift 1875–1921 (ab 1896 als Neue Folge, ab 1919 
als 3. Folge). Als Nachklang zu dieser Gesamtstaatsstatistik er-
schien nach dem Ausgleich von 1867 sogar ein Handbuch für die 
beiden Reichsteile Österreich und Ungarn7.

Lange war unklar, welche Behörde für die „administrative 
Statistik“ zuständig sein sollte. 1848 war es das Innenministerium 
mit den Landes-Statthaltern8. Unter dem Ministerium Schwar-
zenberg wanderte die Verwaltungsstatistik in das Ministerium 
für Handel, Gewerbe und öffentliche Bauten des rührigen Karl 
Ludwig Bruck, der eine eigene Sektion unter dem Titel „k. k. Di-
rektion für administrative Statistik“ unter Leitung Czoernigs ein-
richtete9. Mit dem politischen Umschwung von 1859 gingen die 
Angelegenheiten der administrativen Statistik zunächst wieder an 
das Innenministerium, mit Ausnahme des Postverkehrs, den sich 
Bruck als Finanzminister vorbehielt10. Justizminister Franz Graf 
Nádasdy plädierte dafür, dass die Statistik wieder mit der Ober-
sten Rechnungs- und Kontrollsbehörde, wo sie sich schon früher 

befunden hatte, vereinigt werde. Der Kaiser entschied, „daß die 
Statistik, welcher für die Zukunft nicht mehr die bisherige Wich-
tigkeit beigelegt werden soll, mit der obersten Kontrollbehörde 
vereinigt werde“11. Finanzminister Bruck behielt sich vor, dass 
die Statistik bezüglich des Finanzwesens im Finanzministerium 
behandelt werde. Als das Handelsministerium wieder eingerichtet 
wurde, stimmte der neue Minister für Handel und Volkswirtschaft 
Mathias Constantin Graf Wickenburg dieser Regelung zu12), ver-
langte für sich nur mehr die „Zusammenstellung aller Handel und 
Volkswirthschaft betreffenden statistischen Daten“.13 Eine vom 
Präsidenten der Rechnungs-Kontrollsbehörde Franz Graf Mer-
candin 1860 einberufene Konferenz von Vertretern aller Teile des 
Kaiserstaates beschloss 1862 die Einrichtung „eines zentralen, 
die bestehende Direktion der administrativen Statistik mit den 
Verwaltungsbehörden und der Wissenschaft gleichmäßig verbin-
denden Organes“14. Das war die Geburtsstunde der „k. k. Statisti-
schen Zentralkommission“ im Jahre 1863. Seit diesem Jahr waren 
Statistik und Topographie Agenda dieser Zentralbehörde, deren 
statistische Publikationen sich bis 1867 noch auf die Gesamtmon-
archie bezogen.

Ungarn hatte 1848 ebenfalls eine statistische Abteilung im 
Rahmen des Innenministeriums ins Leben gerufen. 1867 richte-
te man im Ackerbau-, Gewerbe- und Handelsministerium unter 
Leitung des Czoernig fachlich und organisatorisch ebenbürtigen 
Karl Keleti eine besondere statistische Abteilung ein. Unter dem 
Titel „Amtliche statistische Mitteilungen“ wurden Daten über 
Bergbau, Warenverkehr, Außenhandel, Ernten, Bank- und Kre-
ditinstitute, Eisenbahnen, Vereine, Hausindustrie, Ernährung, 
Gefängnisse und hydrographische Verhältnisse für den Zeitraum 
1863–1886 veröffentlicht. Erst in der Auswertung der ersten 

	 2	 David F. Good, Der wirtschaftliche Aufstieg des Habsburgerreiches 
1750–1914 (= Forschungen zur Geschichte des Donauraumes 7, 
Graz – Wien 1986; Originalausgabe Berkeley – Los Angeles 1984) 
162.

	 3	 Vgl. Ernst Bruckmüller, Was there a „Habsburg Society“ in Austria- 
Hungary?; in: Austrian History Yearbook 37 (2006) 1–16.

	 4	 Tafeln zur Statistik der oesterreichischen Monarchie I–XXI (für 
1828–1848), Neue Folge I–V (für 1849 bis 1865).

	 5	 Karl Czoernig, Ethnographie der oesterreichischen Monarchie I–III 
(Wien 1849–1857).

	 6	 Ders., Oesterreichs Neugestaltung 1848–1858 (Wien 1858).
	 7	 Statistisches Handbuch der österreichisch-ungarischen Monarchie 

für den Zeitraum 1867–1876. Verfaßt und herausgegeben von der 
k.k. österreichischen Statistischen Zentralkommission in Wien und 

dem königlich ungarischen statistischen Landesbureau in Budapest 
(Wien 1878, Neue Folge 1888).

	 8	 Grundzüge für die Organisazion der politischen Verwaltungs-Behör-
den, Vortrag Alexander Bachs, 21. Juni 1849; Friedrich Walter, Die 
österreichische Zentralverwaltung III/2 (= Veröffentlichungen der 
Kommission für Neuere Geschichte Österreichs 50, Wien 1964) 56: 
„die Evidenzhaltung der Bevölkerung; die Erhebung und Zusammen-
stellung der statistischen Daten“; ausführlicher: Instruction für die 
zufolge ah. Entschließung vom 26. Juni 1849 in Wirksamkeit gesetz-
ten politischen Behörden, Vortrag Alexander Bachs, 7. April 1850, 
ebd.78: „Die Amtsvorstände der politischen Behörden haben es sich 
angelegen seyn lassen, die für die Verwaltung wissenswerthen sta-
tistischen Daten über die Verhältnisse der Bevölkerung ihres Amts-
bezirkes, namentlich über deren Anzahl, Vertheilung, Alter, Stand, 

Vermögen, Wohnung, Beschäftigung und Besteuerung zu sammeln 
und übersichtlich zusammenzustellen.“

	 9	Z ur Geschichte der amtlichen österreichischen Statistik: Denkschrift 
der k.k. Statistischen Zentralkommission zur Feier ihres fünfzig-
jährigen Bestandes (Wien 1913) 1–98.

	 10	 Walter, Österreichische Zentralverwaltung III/3, 109.
	 11	 Ministerrat 21. August 1859; Die Protokolle des österreichischen 

Ministerrates IV/1, bearbeitet von Stefan Malfèr (Wien 2003) 512, 
514.

	 12	 Vortrag Minister für Handel und Volkswirtschaft Wickenburg, 
3. März. 1861; Walter, Österreichische Zentralverwaltung III/4, 88.

	 13	 Ebd. 90.
	 14	 Denkschrift der k.k. Statistischen Zentralkommission 42.
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	 15	Z ur Geschichte der ungarischen Statistik Gustav Bokor, Geschichte 
und Organisation der amtlichen Statistik in Ungarn (Budapest 1896), 
und Die Tätigkeit des kgl. ung. Statistischen Zentralamtes (1871–
1911). Anlässlich der vierzigsten Jahreswende des Bestehens des 
Amtes. Im Auftrage des kgl. ung. Handelsministers verfasst und her-
ausgegeben vom kgl. ung. Statistischen Zentralamt (Budapest 1911) 
(= Ungarische Statistische Mitteilungen, Neue Serie XXXVI) 3, 6.

	 16	 Ebd. 3.
	 17	 Vgl. Ernst Mischler, Artikel Volkszählung; in: Ernst Mischler, 

Josef Ulbrich (Hgg.), Österreichisches Staatswörterbuch. Handbuch 
des gesamten österreichischen öffentlichen Rechtes IV (Wien 21909) 
848–852.

	 18	 Österreichische Statistik, Neue Folge, herausgegeben von der k.k. 
Statistischen Zentralkommission; Magyar statisztikai közlemények, 
Új sorozat [Ungarische Statistische Mitteilungen, Neue Serie], her-
ausgegeben im Auftrag des kgl. ung. Handelsministeriums, verfasst 
vom kgl. ung. Statistischen Zentralamt; von der ungarischen Statistik 
wird im vorliegenden Werk deren deutsche Übersetzung verwendet: 
Ungarische Statistische Mitteilungen, Neue Serie; neben der unga-
risch–deutschen Ausgabe gab es auch eine ungarisch–französische.

	 19	 Österreichische Statistik, N.F. III/1–10 (Wien 1916).

	 20	 Ungarische Statistische Mitteilungen, N.S. XLVIII, LII, LVI (Buda
pest 1913, 1914, 1917).

	 21	S ie ist erstaunlicherweise bis heute von der Forschung nur bruch-
stückhaft ausgewertet. Für Österreich Geschichte und Ergebnisse 
der zentralen amtlichen Statistik in Österreich 1829 bis 1979, 2 
Bde. (=  Beiträge zur Österreichischen Statistik 550, hg. vom Öster-
reichischen Statistischen Zentralamt, Wien 1979); als Überblick 
Felix Butschek, Statistische Reihen zur österreichischen Wirt-
schaftsgeschichte. Die österreichische Wirtschaft seit der industriel-
len Revolution (Wien 1993); von einer geplanten österreichischen 
Sozialstatistik sind erschienen: Birgit Bolognese-Leuchtenmüller, 
Bevölkerungsentwicklung und Berufsstruktur, Gesundheits- und 
Fürsorgewesen in Österreich 1750–1918 (= Wirtschafts- und Sozial-
statistik Österreich-Ungarns 1, hgg. Alfred Hoffmann, Herbert Ma-
tis, Wien 1978); Roman Sandgruber, Österreichische Agrarstatistik 
1750–1918 (= Wirtschafts- und Sozialstatistik Österreich-Ungarns 2, 
hgg. Alfred Hoffmann, Herbert Matis, Wien 1978). Als moderne 
Auswertung für Österreich, unter Beschränkung auf den Aspekt der 
Vermögensverteilung und des Vermögenswachstums: Michael Pam-
mer, Entwicklung und Ungleichheit. Österreich im 19. Jahrhundert 
(= Vierteljahrschrift für Sozial- und Wirtschaftsgeschichte, Beiheft 

161, Stuttgart 2002); für Ungarn vgl. Miklós Szuhay, L’évolution des 
culture a charrue en Hongrie, de 1867–1914; in: Nouvelle études hi-
storiques publiées à l’occasion du XIIe Congrès International des Sci-
ences Historiques par la Commission Nationale des Historiens Hon-
grois I (Budapest 1965) 639–666, unter Auswertung der Bände IV 
und LXVI der Ungarischen Statistischen Mitteilungen, Neue Serie.

	 22	 Adolf Strausz, Bosnien, Land und Leute. Historisch-ethnographi-
sche Schilderung, 2 Bde. (Wien 1884); die statistischen Grunddaten 
befinden sich im Arhiv Bosne i Hercegovina Sarajevo, Bestand des 
ehemaligen k. u. k. Finanzministeriums, vgl. Horst Haselsteiner, 
Erste Reformmaßnahmen der österreichisch-ungarischen Verwaltung 
im Elementarschulwesen Bosniens und der Hercegovina; in: Ders., 
Bosnien und Hercegovina. Orientkrise und Südslavische Frage 
(= Buchreihe des Instituts für den Donauraum und Mitteleuropa 3, 
Wien – Köln – Weimar 1996) 81–93.

	 23	A ls Professor der Universität Leipzig brachte er 1914 sein Werk über 
die Verwaltung Bosnien-Herzegowinas heraus, darin ausführlich die 
Geschichte der Landesstatistik: Ferdinand Schmid, Bosnien und die 
Herzegovina unter der Verwaltung Österreich-Ungarns (Leipzig 1914).

	 24	 Hauptresultate der Volkszählung in Bosnien und der Her
cegovina vom 22. April 1895 nebst Anlagen über die territoriale

Volkszählung von 1869 schritt man 1871 zur Einrichtung eines 
„kgl. ung. Statistischen Landesbureaus“ und 1874 zur gesetzli-
chen Regelung über die Organisation der Landesstatistik. Erst 
1897 wurde daraus das „kgl. ung. Statistische Zentralamt“15. Al-
lerdings hatte diese Institution und mit ihr die amtliche Statistik 
Ungarns in den „ersten Jahrzehnten“ einen zermürbenden Kampf 
„mit der Lauheit, ja in vielen Fällen mit der Böswilligkeit der 
Datenliefernden“ zu bestehen16. In Österreich dürften die Start-
schwierigkeiten und Störfaktoren nicht geringer gewesen sein, 
obwohl die seit der Bachschen Verwaltungsreform straffer orga-
nisierten Landes-, Kreis-, Bezirks- und Gemeindebehörden etwas 
besser funktionierten als das ungarische Selbstverwaltungssystem 
der Komitatsverfassung. Zwar veröffentlichte das neue Amt seit 
Beginn seiner Tätigkeit verschiedene statistische Daten, so z.B. 
seit 1887 unter der Federführung von József Jekelfalussy und Ju-
lius Vargha im Volkswirtschaftlichen und Statistischen Jahrbuch, 
aber erst 1893 wurden daraus die Ungarischen Statistischen Mit-
teilungen, Neue Folge (ab 1900 Neue Serie), das Ungarische Sta-
tistische Jahrbuch, Neue Folge und die Statistischen Monatshefte 
(seit 1897). Das entsprach dem, was in Österreich als Statistische 
Monatsschrift (ab 1875, Neue Folge ab 1896), als Österreichische 
Statistik (seit 1882), als Österreichische Statistik, Neue Folge (ab 
1910) und Statistische Mitteilungen (seit 1907) erschien. Erst von 
einem sehr späten Entwicklungstand an kann man daher streng 

genommen von einer in Österreich und Ungarn gleichartigen und 
hinsichtlich Datenverlässlichkeit und Systematik gleich entwic-
kelten und damit vergleichbaren Statistik sprechen. Obwohl die 
nach dem Ausgleich alle zehn Jahre abgehaltenen Volkszählun-
gen17 seit der ersten 1869 von Haus aus auf eine umfassende so-
zioökonomische Landesbeschreibung angelegt waren, boten erst 
die Neue Folge der Österreichischen Statistik von 191018 und die 
Új sorozat [Neue Serie] der Magyar statisztikai közlemények/Un-
garische Statistische Mitteilungen für 1910 eine umfassende Be-
standsaufnahme, die das gesamte Spektrum der Sozialstrukturen 
umfasst, und mit den 10 Länderheften für Österreich19 und 3 Bän-
den für Ungarn20 sogar einen Schwerpunkt in der Beschäftigungs- 
und Berufsstatistik setzt21.

So reichhaltig und differenziert die Bevölkerungs- und Sozial-
statistik für die österreichischen Länder und das Königreich Un-
garn ist, so unsicher bzw. lückenhaft sind die Daten für Kroatien-
Slawonien und Bosnien-Herzegowina. Sowohl in Zagreb wie in 
Sarajevo existierten autonome Statistische Landeskommissionen. 
Aber die kroatischen Daten wurden in der Ungarischen Statistik 
veröffentlicht, sie sind zum Teil unvollständig, erlauben aber im-
merhin eine Berücksichtigung des Dreieinigen Königreiches in 
fast allen Bereichen, die zur kartographischen Darstellung gelan-
gen – was aber z.B. hinsichtlich der Schulen nur begrenzt und 
mit Einschränkungen, für die Grundbesitzverhältnisse gar nicht 

möglich ist. Für Bosnien-Herzegowina erfolgten erste Zählungen 
1879 und 1885 nach dem Muster der österreichischen Volkszäh-
lung 1869. Die Ergebnisse sind veröffentlicht in der Ortschafts- 
und Bevölkerungsstatistik von Bosnien und Herzegovina (1880) 
und der Ortschafts- und Bevölkerungsstatistik von Bosnien und 
Herzegovina nach dem Volkszählungsergebnisse vom 1. Mai 1885 
(1886). Auch das Werk von Adolf Strausz über den Aufbau einer 
modernen Verwaltung war zwar reichhaltig, aber sehr allgemein 
gehalten22. Erst mit der Häusernummerierung von 1895 wurde 
die Herstellung korrekter Ortschaftsverzeichnisse möglich. Eine 
Selbstzählung der Bevölkerung scheiterte selbst in den größeren 
Ortschaften, ebenso waren die Gemeinden im übertragenen Wir-
kungskreis dazu nicht fähig. Das Alter konnte nur für die männli-
che Bevölkerung, und das nur schätzungsweise, festgestellt wer-
den, für die Rekrutenassentierung wurde daher eine kommissio-
nelle Feststellung vorgenommen. Enqueten über die Kmetenver-
hältnisse und Hauskommunionen, Kolonisten und Viehwirtschaft 
sollten verlässliche Daten über die sozialen und ökonomischen 
Verhältnisse liefern. Aber der zuständige gemeinsame Finanz-
minister Béni Kállay blockte die Arbeit ab. Aus Protest trat der 
Leiter des 1894 errichteten statistischen Departements Ferdinand 
Schmid zurück23, er wurde durch den ersten politischen Beamten 
des Amtes Johann Strauß abgelöst. Die Zählung von 1895 brachte 
daher nur ein erweitertes Ortsrepertorium24. Erst die vierte Volks-
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		  Einteilung, öffentliche Anstalten und Mineralquellen (Sarajevo 
1896).

	 25	 Die Ergebnisse der Volkszählung in Bosnien und der Hercegovina 
vom 10. Oktober 1910 (Sarajevo 1912).

	 26	 Veränderungen in der politischen und gerichtlichen Einteilung so-
wie in dem Stande der politischen Gemeinden in den im österreichi-
schen Reichsrat vertretenen Königreichen und Ländern seit der Zäh-
lung vom 31. Dezember 1880 bis Ende des Jahres 1886 (Wien 1887); 
Dass. von 1891 bis 1896 (Wien 1897).

	 27	 Jene über die Bevölkerungsverhältnisse (Österreichische Statistik, 
N.F. I) und die Erwerbsgruppen (Österreichische Statistik, N.F. III/1–
10) beziehen sich nur auf die Länder Cisleithaniens, jene 25 Karten 
des Bandes mit den Gesamtergebnissen für Ungarn (Ungarische Sta-
tistische Mitteilungen, N.S. LXIV) nur auf jene Transleithaniens. 
Obwohl diese Karten statistisch verlässlich sind, müssten sie wegen 
der schlechten Graphik umgezeichnet und daher neu berechnet wer-
den. Trotzdem ist es erstaunlich, dass diese Karten als eine bis heu-
te wesentliche Quelle für die Sozialgeschichte Mitteleuropas in der 
Epoche der Hochindustrialisierung nicht neu veröffentlicht sind. Das 
repräsentative physikalisch (Klima, Hydrographie, Höhenschichten, 
Geologie, Böden, Mineralien, Vegetation)-statistische (Bevölkerung, 

Heereseinteilung, Schulwesen, Landwirtschaft) Kartenwerk für die 
Gesamtmonarchie auf Basis der Volkszählung von 1880 ist Joseph 
Chavanne, Österreich-Ungarn. Handatlas (Wien 1882–1887); die 
Fortsetzung von Anton Leo Hickmann, Geographisch-statistischer 
Taschenatlas von Österreich-Ungarn (Wien – Leipzig 1895) basiert 
auf der Zählung von 1890. Einen verlässlichen Gesamtüberblick 
geben: Orest von Bischoff, Die General- und Spezialkarten von 
Österreich-Ungarn, Deutschland (Bayern), Italien und der Schweiz, 
2 Teile (Wien 1914); Ingrid Kretschmer, Johannes Dörflinger, The-
matische Kartographie in Österreich 1815–1918; in: Austria picta. 
Österreich auf alten Karten und Ansichten. Ausstellung der Karten-
sammlung der Österreichischen Nationalbibliothek 1989. Handbuch 
und Katalog, hgg. Franz Wawrik, Elisabeth Zeilinger (Wien 1989) 
156–177; Johannes Dörflinger, Austrian Atlases (Wien 1989); über 
den zeitgenössischen ungarischen Kartenbestand: Katalog der öf-
fentlichen Bibliothek und Kartensammlung des kgl. ung. Statisti-
schen Zentralamts (o. J.). Eine Aufarbeitung der zeitgenössischen 
Verkehrskarten bei Johannes Dörflinger, Österreichische Eisenbahn
karten bis zum Ersten Weltkrieg; in: Kartographisches Kolloquium 
Wien 1986 (Berlin 1987) 157–168; Bettina Krenn, Eisenbahnkarten 
der Österreichisch-Ungarischen Monarchie vom Beginn des Eisen-

bahnwesens bis zur Jahrhundertwende, Diplomarbeit aus Geschichte 
(Wien 1998); die besonders zahlreichen zeitgenössischen Eisenbahn-, 
Post- und Telegraphenkarten (Alexander Mayer, W. A. Mazánek, 
Gustav Freytag, L. Pohl, Albrecht Penck, Karl Springer) umfassen 
die Gesamtmonarchie; die Eisenbahnkarte von Ernst Bruckmüller, 
Hannes Stekl, Das Eisenbahnnetz der Habsburgermonarchie bis 
1914, in: Friedrich Wilhelm Putzger, Ernst Bruckmüller, Histo-
rischer Weltatlas zur allgemeinen und österreichischen Geschichte 
(3. Auflage 2006) stellt (ohne Quellenangabe) die historische Ent-
wicklung in Österreich und Ungarn dar. Die Schulatlanten Hölzel-
Universalatlas (2008) und Neuer Kozenn-Atlas (2009) enthalten 
gute Übersichtskarten zur Verwaltungsstruktur, Verkehr, Wirtschaft 
und Nationalitäten.

	 28	 Österreichische Statistik, N.F. III/1, Übersichten 18, 28, 29, Tab. 
XIII; Ungarische Statistische Mitteilungen, N.F. LII/3, Systemati-
sches Berufsverzeichnis. Festgestellt mit Verordnung des Herrn kgl. 
ung. Handelsministers vom 12. August 1911, Zahl: 35.562/VI A.

	 29	 Diese Umgruppierungen sind in der im Band enthaltenen Konkor-
danz der beiden Systematiken, aus denen die Daten entnommen sind, 
ersichtlich.

zählung am 10. Oktober 1910 stand in Übereinstimmung mit dem 
Zählungssystem in den beiden Staaten der Monarchie, lehnte 
sich aber doch stark an die Grundlagen der Zählung von 1895 
an25. Obwohl unter der Leitung des späteren (1913) Vorstandes 
des Volkszählungsbureaus Max Birkovits schon 1907 ergänzen-
de Spezialzählungen über Vieh, Gewerbe und Landbesitz durch-
geführt worden waren, ist aber ein adäquater Vergleich mit den 
österreichischen und ungarischen Datensätzen des Jahres 1910 
nur ausnahmsweise möglich. Daher ist Bosnien-Herzegowina in 
den Karten nur dann berücksichtigt, wenn vergleichbare Daten 
aus der Zählung von 1910 vorhanden sind.

Auch die zahlreichen zeitgenössischen thematischen Spezial-
statistiken müssen unberücksichtigt bleiben, weil sie sich auf an-
dere Zeithorizonte und damit andere territoriale Einheiten bezie-
hen, nur Pauschaldarstellungen der Länder bringen, vor allem je-
weils getrennt entweder Österreich oder Ungarn berücksichtigen. 
Auch die veröffentlichten Resultate der Volkszählungen von 1900 
bis zurück auf 1869 sind für Längsschnittdarstellungen nur ein-
geschränkt verwendbar, weil sie teils andere Zählungskategorien 
verwenden, generell aber auf anderen territorialen Grundeinheiten 
und damit anderen Bevölkerungsdaten aufbauen. In Ungarn kam 
es als Abschluß einer längeren Entwicklung 1886 zu einer umfas-
senden Neuregelung der Komitate, Munizipalstädte und Stühle. 
Während in der Folge die Zahl der Komitate (63) und auch deren 

territorialer Umfang konstant blieben, wurden bei den Bezirken 
auch noch zwischen 1890 und 1910 teils gravierende Änderun-
gen vorgenommen; die Stadt Miskolcz wurde erst 1907 in den 
Rang einer Munizipalstadt erhoben. In Österreich fanden seit den 
Reichsratswahlen von 1873 fast ununterbrochen, teils auf Grund 
administrativer Erfordernisse, später in zunehmendem Maße im 
Zusammenhang mit der Frage der Abgrenzung nationaler Ver-
waltungsgebiete, Änderungen der Grenzen der Politischen Bezir-
ke, Gerichtsbezirke und Politischen Gemeinden statt. Nach der 
Volkszählung 1880 waren diese Änderungen derart gravierend, 
dass die Statistische Zentralkommission einen eigenen Band dar-
über veröffentlichen mußte; ein analoger Band erschien nach der 
Volkszählung 189026. Für die späteren Zeiten geben die Spezial
ortsrepertorien bzw. Gemeindelexika detaillierte Auskünfte über 
die seit der jeweils letzten Volkszählung vorgenommenen Verän-
derungen. Schon der für die Kartenerstellung ausnahmsweise not-
wendige Rückgriff auf die Spezialortsrepertorien für 1900 (weil 
für 1910 nicht mehr alle Länderbände erschienen sind) bzw. das 
Allgemeine Ortschaftenverzeichnis, das Hof- und Staatshandbuch 
und die Militärschematismen erfordert zahlreiche Umrechungen. 
Für die Zwecke einer vergleichenden Gesamtdarstellung unbrauch-
bar sind auch die zahlreichen zeitgenössischen Themenkarten27.

Trotz der Beschränkung auf die Neue Folge bzw. Neue Serie 
der Österreichischen bzw. Ungarischen Statistik zur Volkszählung 

1910 stellen sich zahlreiche Berechnungsprobleme, sobald der 
Datensatz der Bevölkerungsstatistik im engeren Sinn überschrit-
ten wird. Teilweise sind diese Probleme lösbar. Aber gerade für 
den thematisch zentralen Bereich der Berufsstatistik (Erwerbs-
tätigkeit, Soziale Gliederung im Beruf und Landwirtschaftliche 
Sozialstruktur) bedarf es gewagter statistischer Kunstgriffe, um 
die Vergleichbarkeit hinsichtlich Zählungskategorien, Territorial-
umfang und demographische Bezugsgröße zu sichern. Der Un-
terschied zwischen dem österreichischen und dem ungarischen 
Berufsverzeichnis28 ist – obwohl beide auf der generellen Sek-
torengliederung I. Landwirtschaft (Urproduktion), II. Bergbau, 
Industrie, Handel und Kredit, Verkehr, III. Dienstleistung beru-
hen – derart groß (beispielsweise fällt der Handel in der unga-
rischen Statistik in den II. Sektor, bildet aber in Österreich eine 
eigene Berufshauptklasse C innerhalb des Sektors III „Dienstlei-
stungen“), dass die kartographische Darstellung gleicher Inhalte 
nur durch relativ gravierende, und nicht immer treffsichere Um-
gruppierungen möglich ist29. „Dienstboten“ kennt die ungarische 
Statistik nicht, sie sind nicht gesondert, sondern in der Einheit 
„Hilfspersonal“ mit Dienern, Taglöhnern etc. zusammengefasst; 
daher müssen auch für Österreich, wo die Dienstboten eigens aus-
gewiesen sind, alle Diener in einer Gruppe integriert werden, um 
die Vergleichbarkeit zu gewährleisten. Fast genau so schwer ver-
gleichbar wie die Gliederung der Erwerbsgruppen sind die beiden 
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	 30	 Die ungarischen „höheren Volksschulen“ werden dabei den „Bürger-
schulen“ zugerechnet.

	 31	 Die vorgenommenen Zuordnungen sind in den Schulkarten genau 
ausgewiesen.

	 32	 Die Statutarstädte in Österreich und Bosnien-Herzegowina und die 
Munizipalstädte in Ungarn und Kroatien-Slawonien sind im statisti-
schen Ausweis den Politischen Bezirken und Komitaten gleichge-
stellt. Die Magistratsstädte in Ungarn sind wie die Bezirke gesondert 
ausgewiesen, in Österreich sind „Städte“ mit Stadtrecht in der allge-
meinen Statistik nicht eigens berücksichtigt, sie sind in den Daten für 
den umliegenden Politischen Bezirk inbegriffen; nur in der Berufssta-
tistik hat die Statistische Zentralkommission in manchen Fällen eine 
Unterscheidung zwischen Städten und deren Umland vorgenommen 
(für Kroatien-Slawonien und Bosnien-Herzegowina bestehen Unsi-
cherheiten, nicht jede Stadt nach dem Stand von 1910 ist als solche 
ausgewiesen); die Bevölkerungsdaten sind, wo sie gebraucht werden, 
den Ortsverzeichnissen entnommen. Um den statistischen Vergleich 
mit Ungarn zu wahren, ist die statistisch verfälschende Einheit zwi-
schen Stadt und Umland beibehalten.

	 33	 Für Österreich vgl. umfassend und grundlegend Emil Brix, Die Um-
gangssprachen in Altösterreich zwischen Agitation und Assimilation. 
Die Sprachenstatistik in den zisleithanischen Volkszählungen 1880 bis 
1910 (= Veröffentlichungen der Kommission für Neuere Geschichte 

Österreichs 72, Wien – Köln – Graz 1982). Die terminologische Klä-
rung der unterschiedlich verwendeten Begriffe „tschecho-slawisch“, 
„slowakisch“ (in Bosnien-Herzegowina „böhmisch“), „serbo-kroa-
tisch“ erfolgt auf den einschlägigen Karten – bei „serbo-kroatisch“ 
als Umrechnung der perzentuellen Religionszugehörigkeit; vgl. auch 
Peter Urbanitsch, Erläuterungen zur Sprachen- bzw. Nationalitä-
tenkarte der österreichisch-ungarischen Monarchie. Verzeichnis der 
Bezirke und Städte mit eigenem Statut (in Ungarn Munizipalstädte). 
Beilage zu Adam Wandruszka, Peter Urbanitsch (Hgg.), Die Habs-
burgermonarchie 1848–1918 III: Die Völker des Reiches, Teilband 2 
(Wien 1980).

	 34	 Österreichische Statistik, N.F. III/1, Einleitung, VIII. Abschnitt, 
58* f.

	 35	 Wo es die Statistik nicht anders erlaubt, weil für Österreich nur Zah-
len für die Länder zur Verfügung stehen, sind die österreichischen 
„Länder“ den ungarischen „Distrikten“ gegenüber gestellt.

	 36	 Die Vorlage für die Entwicklung der allen Einzelkarten zugrun-
de liegenden topographischen und administrativen „Grundkarte“ 
bildet die offiziöse Politische Einteilung der österreichisch-un-
garischen Monarchie/Az osztrák-magyar Monarchia Politikai 
beosztása [1916] 1 : 800.000; die in Österreich zwischen 1910 und 
1916 erfolgten relativ zahlreichen Gebietsveränderungen sind durch 
Umgruppierung der Gerichtsbezirke (nicht der Gemeinden) auf den 

Stand von 1910 gebracht, um eine Übereinstimmung mit der Stati-
stik zu gewinnen. Für die Karten zur kirchlichen Organisation ist die 
Kirchenkarte von Österreich-Ungarn von Cölestin Wolfsgruber, 
Kirchengeschichte Österreich-Ungarns (Wien – Leipzig 1909), in 
teilweiser Angleichung an die Grenzen der administrativen Einhei-
ten, verwendet. Die stärker generalisierte Diözesankarte der öster-
reichisch-ungarischen Monarchie. Unter Leitung von Prof. [Joseph] 
Schlecht und Michael Hartig. Maßstab 1 : 3,860.000; in: Die ka-
tholische Kirche in unserer Zeit und ihre Diener in Wort und Bild, 
hg. von der Leo-Gesellschaft in Wien II: Deutschland, die Schweiz, 
Luxemburg, Österreich-Ungarn (Wien 1900) beruht auf Wolfsgru-
ber. Die ungarische zeitgenössische Karte A magyar állam közigaz-
gatási térképe 1 : 400.000 (Budapest 1914), die der Rekonstruktion 
in: István Klinghammer, József Tóth (Hgg.), A történelmi Magyar
ország atlasza és adattára 1914 [Historischer Atlas und Daten Ungarns 
1914] (Pécs 2003) zugrunde liegt, erlaubt es nach Angabe der Bear-
beiter nicht, alle Grenzfragen „hundertprozentig“ zu entscheiden. Es 
ist nicht auszuschließen, dass die als Quellenkarte verwendete Politi-
sche Einteilung ähnliche Unklarheiten enthält, eine Überprüfung im 
Detail wurde nicht vorgenommen.

	 37	 Josef Breu (Hg.), Atlas der Donauländer (Wien 1970–1989); Peter 
Jordan (Hg.), Atlas Ost- und Südosteuropa (Berlin 1989 ff.).

Schulsysteme. Hinsichtlich der Schultypen im Elementar-, Mit-
tel- und Hochschulbereich lässt sich die Gleichheit relativ leicht 
herstellen30. Was aber in Österreich und Ungarn „staatlich“ und 
was „kommunal“ und „privat“ ist, lässt sich nicht einmal theore-
tisch entscheiden31.

Nicht unproblematisch ist auch die Editionsentscheidung, für 
Österreich den „Politische Bezirk“, für Ungarn und Kroatien-Sla-
wonien das „Komitat“ und für Bosnien-Herzegowina den „Kreis“ 
als territoriale Vergleichsbasis zu wählen32. Verfassungsrechtlich 
und administrativ ist die im Vergleich implizierte Gleichstellung 
unzulässig. Dasselbe gilt für die zum Zwecke eines angemesse-
nen Vergleichs gewählte Gegenüberstellung der österreichischen 
„Kronländer“ und ungarischen Landesteile/Distrikte. Relativ 
harmlos sind die Unschärfen der nationalen Zuordnungen. Die 
staatlich-amtlichen Darstellungen der Nationalitätenverhältnisse 
sind zwar bürokratisch-zentralistisch, aber in der Sache korrekt, 
auch wenn es dagegen nationalpolitische Einwände im Hinblick 
auf Zählungsarithmetik, Zählungssprengel, bürokratische Mani-
pulation gab und gibt. Aber die Datenerhebung erfolgte auf unter-
ster Ebene, daher war der Einfluss der staatlichen Behörden, nicht 
zuletzt aufgrund fehlender gesetzlicher Bestimmungen, gering. 
Aber wo die kommunale Beamtenschaft manipulierte, korrigierte 

die Zentralverwaltung – in Triest und partiell in Istrien wurde da-
her die Volkszählung 1910 wiederholt. Der oft vorgebrachte Ein-
wand gegen die manipulative Praxis der Volkszählung gilt sowohl 
für die in Österreich gefragte „Umgangssprache“ wie in Ungarn 
für die „Muttersprache“33. Die Österreichische Statistik war sich 
der Problematik durchaus bewusst und hat sich von der „in öffent
lichen und wissenschaftlichen Kreisen“ vorgenommenen Umdeu-
tung der Umgangssprachen-Erhebung in „national-statistische“ 
Daten distanziert34. Allerdings war im Jahre 1910 das nationale 
Bewusstsein so weit ausgeprägt, dass es sich in beiden Fällen 
– Umgangssprache und Muttersprache – um eine klare Option 
im Sinne einer „Bekenntnisnation“ handelte. Das Argument der 
politischen Pression bei dieser Entscheidung hätte bestenfalls auf 
der Ebene der Gemeinde eine Auswirkung auf die statistische 
Aussage, nicht einmal für den Gerichtsbezirk/Bezirk, keinesfalls 
für den Politischen Bezirk/Komitat/Kreis. Die wirkliche Verfäl-
schung lag darin, dass es sich um eine Sprachenzählung handelte, 
die den Votanten, wenn man nicht die Zusatzinformation der 
„weiteren verwendeten Sprachen“ berücksichtigt, eine mit der 
politisch-gesellschaftlichen Wirklichkeit nicht übereinstimmende 
eindimensionale Entscheidung abforderte. Trotz aller nationalen 
Radikalisierung prägte nämlich auch noch im Jahre 1910 Mehr-

sprachigkeit – was nicht mit Multinationalität gleichzusetzen ist 
– die Alltagsrealität. Ungeachtet aller Unschärfen der Statistik 
und deren Generalisierung in der kartographischen Umsetzung ist 
der reichsweite Vergleich auf der Ebene der „mittleren Verwal-
tungseinheiten“, d.h. der Politischen Bezirke und Komitate und 
der „Gesamtbevölkerung“, tragfähig und aussagekräftig35. Kom-
biniert mit einer Rekonstruktion des topographischen Iststandes 
des Jahres 191036, ergibt die kartographische Visualisierung der 
Volkszählungsstatistik des Jahres 1910 annähernd einen Atlas zur 
Sozialgeschichte der Habsburgermonarchie auf dem Höhe- und 
Wendepunkt ihrer Entwicklung.

Nationale Gleichberechtigung und 
nationale Topographie

Der schwierigste Teil einer authentischen kartographischen Dar-
stellung der historischen Situation des Jahres 1910 ist die Fest-
stellung des amtlich-offiziellen topographischen Namensgutes. 
Als methodische Orientierung gilt dabei mutatis mutandis die 
„Grundthese“, wie sie beim Atlas der Donauländer bzw. beim 
Atlas Ost- und Südosteuropa37 zur Anwendung kommt: „Ein wis-
senschaftliches Kartenwerk, das sich an eine internationale Le-
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	 38	 Peter Jordan, Toponymische Redaktion von Kartenwerken am Bei-
spiel des Atlasses Ost- und Südosteuropa; in: Wiener Schriften zur 
Geographie und Kartographie 10 (1997) 79–85, hier 79; vgl. auch 
Ernst Spiess, Standardisierung geographischer Namen in mehrspra-
chigen Gebieten; in: Ebd. 43–54.

	 39	 Grundlegend Gerald Stourzh, Die Gleichberechtigung der Volks-
stämme als Verfassungsprinzip 1848–1918; in: Adam Wandruszka, 
Peter Urbanitsch (Hgg.), Die Habsburgermonarchie 1848–1918 
III/2: Die Völker des Reiches (Wien 1980) 975–1206; als selbstän-

dige, um eine Einleitung und einen Quellenanhang vermehrte Veröf-
fentlichung unter dem Titel: Die Gleichberechtigung der Nationalitä-
ten in der Verfassung und Verwaltung Österreichs 1848–1918 (Wien 
1985).

	 40	 Eine übersichtliche Zusammenstellung der einschlägigen Bestim-
mungen bei: Klaus Frommelt, Die Sprachenfrage im österreichi-
schen Unterrichtswesen 1848–1859 (= Studien zur Geschichte der 
österreichisch-ungarischen Monarchie 1, Graz – Köln 1963) 139 ff.

	 41	 Stourzh, Gleichberechtigung 977.

	 42	Z it. ebd., nach Josef Alexander von Helfert.
	 43	 Ebd. 1065, nach Carl von Lemayer.
	 44	I nsbesondere in den „Grundsätzen“ vom 8. Mai 1900, die dem Spra-

chengesetzentwurf vom 8. Mai 1900 zugrunde lagen; sie beschränken 
sich auf den Sprachgebrauch bei den staatlichen Behörden, enthalten 
keine Bestimmung über die Ortsnamen; Text Gustav Kolmer, Parla-
ment und Verfassung in Österreich VIII: 1900–1904 (Wien – Leipzig 
1914) 386–393.

serschaft wendet und deshalb auch in mehr als einer Sprache pu-
bliziert wird, darf nicht die Exonyme und die phonetische Schrei-
bung einer bestimmten Zielsprache verwenden, sondern muss die 
Endonyme, also die jeweils amtlichen Sprachen wiedergeben und 
sie auch mit dem Alphabet der jeweils amtlichen Sprache schrei-
ben.“38 Mutatis mutandis deshalb, weil der Begriff der „amtlichen 
Sprache“ für historische Karten eines vielsprachigen Staates, 
dessen allgegenwärtiger „Sprachenstreit“ auch die Ortsnamens-
schreibung beherrschte, ein fluktuierender und nur für eine be-
stimmte und daher begrenzte historisch-politische Konstellation 
verwendbar ist.

Die amtliche Statistik fand in dieser Frage keine klare Linie. 
Die Zentralstatistik hat in Österreich die inoffizielle Staatssprache 
Deutsch, in Ungarn die offizielle Staatssprache Ungarisch (auch für 
Kroatien-Slawonien), für Bosnien-Herzegowina Serbo-Kroatisch 
verwendet. In den Ortsnamensverzeichnissen 1900 und 1910 wur-
de der Versuch gemacht, das Problem politisch zu lösen. In Öster-
reich brachte man das Prinzip der Landes- und landesüblichen 
Sprachen zur Geltung, in Ungarn galt nach dem Sprachengesetz 
von 1898 ausschließlich das Ungarische als Staatssprache. Beide 
Lösungen wurden von den nationalen Parteien zurückgewiesen, 
in Österreich, weil deutsch die jeweilige erste Landessprache war 
und die Mehrsprachigkeit sich am Grundsatz der „Ortsüblichkeit“ 
und nicht an den nationalen Mehrheitsverhältnissen orientierte, in 
Ungarn, weil die verordnete und im Verwaltungs-, Gerichts- und 
Schulalltag praktizierte Einsprachigkeit als Akt der Magyarisie-
rung abgelehnt wurde. Zeitgenössisch handelte es sich zumindest 
für Österreich um den Versuch der Lösung eines Aspektes des Na-
tionalitätenproblems einerseits unter Wahrung der Erfordernisse 
des Gesamtstaates nach Einheitlichkeit der Verwaltung, anderseits 
mit Anerkennung der kulturellen Vielfalt, wie sie im Namens-
gut der Orte und Landschaften ihren sichtbaren Ausdruck fand.

Die Frage der Schreibung der Orts- und Landschaftsnamen 
war unter den vielen Aspekten des Nationalitätenstreites in der 

Habsburgermonarchie ebenso heiß umstritten wie die Sprachen-
frage im Unterrichts- und Gerichtswesen. Die mannigfachen 
Erfordernisse der Verwaltung, des Post- und Geldverkehrs, des 
Steuer- und Sicherheitswesens und der Militärverwaltung zwan-
gen aber offenbar zu einem gewissen Pragmatismus jenseits der 
politischen Prinzipien. Daher dauerte es relativ lange, bis die 
Ortsnamensschreibung in den Katalog der nationalen Gravamina 
aufgenommen wurde und zu einem politischen Streitgegenstand 
avancierte. Erst als das Streben nach kultureller und administra-
tiver Autonomie zum Kampf um den „nationalen Besitzstand“ 
eskalierte, wurde auch die Ortsnamensfrage in verschiedenen 
Formen virulent.

Die Politik respektierte grundsätzlich die Forderung nach ei-
ner nationalen Topographie – dies gilt sowohl für den neoabso-
lutistischen österreichischen Kaiserstaat nach 1848, dann in der 
dualistischen Ära für die Kronländer Cisleithaniens, und – das ist 
nachdrücklich festzuhalten – für die Länder der ungarischen Kro-
ne Transleithaniens. Umgekehrt anerkannten die nationalen Be-
wegungen trotz nationalpolitischem Tageskampf und parlamen-
tarischer Obstruktion lange die praktischen Bedürfnisse der Ver-
waltung nach einer einheitlichen – in der Praxis deutschen bzw. 
magyarischen – Namensschreibung. Erst auf dem Höhepunkt des 
Nationalitätenstreites seit 1880 mehrten sich die Konflikte um 
Orts- bzw. Straßennamen. In der magyarisch–kroatischen Kon-
frontation bildete die Ortsnamensfrage sogar einen wesentlichen 
Aspekt der staatsrechtlich-politischen Differenzen. Dennoch galt 
die ursprüngliche gegenseitige Toleranz jedenfalls auch für das 
in der Prinzipienfrage rigidere Königreich Ungarn. Für die cislei
thanischen Länder hätte die nationale Topographie eigentlich gar 
kein Thema sein dürfen, weil sie in der Verfassung indirekt, wenn 
auch nicht expressis verbis verankert war.

Das allgemeine Prinzip der „Gleichberechtigung“ aller „Volks-
stämme“ stand im Mittelpunkt jener vielschichtigen und im Hin-
blick auf ihre objektive Schwierigkeit und politische Brisanz viel-

diskutierten „Nationalitätenfrage“, die den letzten Abschnitt der 
Geschichte der Habsburgermonarchie von 1848 bis 1918 präg-
te39. Zuerst als „Postulat“ für Böhmen formuliert und anerkannt 
(„Böhmische Charte“, 8. April 1848), dann in die Pillersdorfsche 
Verfassung 1848 (§ 4) und in den Kremsierer Entwurf 1849 als 
„Gewährleistung“ (§ 21), in die Stadionsche Märzverfassung von 
1849 als „unverletzliches Recht“ (§ 5, § 71) aufgenommen40, in der 
Folge auch von Kaiser Franz Joseph als „zukünftiges Staatsprin-
cip Österreichs“ und „Grundpfeiler Unseres Reiches“ (1850) an-
erkannt, von der Regierung Schwarzenberg–Bach als Programm 
übernommen und im berühmten Artikel 19 des Staatsgrundge-
setzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger von 1867 
festgeschrieben, sollte es sowohl der Verfassungsdiskussion wie 
dem politischen Alltag „seinen Stempel aufdrücken“41. Allerdings 
haben schon die Zeitgenossen erkannt, dass es sich dabei um kei-
nen „Wirklichkeits-“ sondern um einen „Möglichkeitsbegriff“42, 
ja sogar um eine „Utopie“43 handelte. Den berechtigten Wünschen 
der Nationalitäten standen die ebenso berechtigten Erfordernis-
se des Gesamtstaates nach einer einheitlichen Terminologie und 
Verwaltungssprache gegenüber. Alle Versuche, das Problem in 
der Theorie zu lösen, blieben im Ansatz stecken, sie scheiterten 
zuletzt, trotz der prinzipiellen Anerkennung des Gleichheitsprin-
zips seitens der Wiener Zentralverwaltung auf der einen und der 
teilweisen Flexibilität der autonomen Landes-, Bezirks- und Ge-
meindeverwaltungen auf der anderen Seite. In der Praxis wurde 
ein rechtlich und politisch problematischer, sachlich aber gerecht-
fertigter Mittelweg eingeschlagen. Die Zentralverwaltung aner-
kannte die „Gleichberechtigung“, weitete deren Geltungsbereiche 
in Schule, Gericht und Verwaltung schrittweise aus, suchte aber in 
„letzter Instanz“ die deutschsprachige Einheitlichkeit zu wahren 
bis hin zur geplanten teilweisen Zurücknahme der Sprachenver-
ordnungen in der Ära Koerber44.

Jedenfalls war das in Theorie und Praxis ambivalente Prinzip 
der nationalen Gleichberechtigung vom Ursprung her umfassend 
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	 45	S o zitiert Stourzh, Gleichberechtigung 977, nach der Textfassung 
bei Friedrich Prinz, Prag und Wien 1848. Probleme der nationalen 
und sozialen Revolution im Spiegel der Wiener Ministerratsproto-
kolle (München 1968) 115 ff. mit Hinweis auf eine falsche Zitierung 
bei Josef Redlich, Das österreichische Staats- und Reichsproblem. 
Geschichtliche Darstellung der inneren Politik der habsburgischen 
Monarchie von 1848 bis zum Untergang des Reiches, 2 Bde. (Leip-
zig 1920 und 1926), hier I/1, 112. Frommelt, Sprachenfrage 141, zi-
tiert nach Alfred Fischel (Hg.), Das österreichische Sprachenrecht 

(Brünn 21910) Nr. 170: „vollkommene Gleichstellung der böhmi-
schen mit der deutschen [Nationalität] in allen Zweigen der Staats-
verwaltung und des öffentliche Lebens“.

	 46	Z it. Frommelt, Sprachenfrage 137, nach Alfred Fischel (Hg.), Mate-
rialien zur Sprachenfrage in Österreich (Brünn 1902) Nr. 3.

	 47	Z it. ebd. nach Fischel, Sprachenrecht Nr. 182.
	 48	 Das Problem hat eine weit zurückreichende Vorgeschichte: schon 

anlässlich der Kundmachung des Galizischen Bürgerlichen Gesetz-
buches 1798 wurde man sich des Problems bewusst, dass das Gesetz, 

wenn „jedermann sich nach demselben zu achten hatte“, auch von 
jedermann verstanden werden musste; daher wurden Übersetzungen 
ins Polnische und Lateinische veranlasst; bei „Zweifelhaftigkeiten“ 
hatte man sich aber an die deutsche Fassung als den „Urtext“ zu 
halten.

	 49	O b in den Klagen vor dem Reichsgericht Ortsnamensfragen eine 
Rolle spielten, muss noch überprüft werden; Stourzh bringt nur die 
Beispiele des Straßennamenstreites in Laibach 1893 und Prag 1894.

gedacht. In der „Böhmischen Charte“ ist von der Gleichstellung 
der böhmischen und deutschen Nationalität „in allen Zweigen der 
Staats-Verwaltung und des öffentlichen Unterrichts“ die Rede45. 
Im Kremsierer Grundrechtsentwurf heißt es, schon weiter gefasst: 
Gleichberechtigung aller landesüblichen Sprachen „in Schule, 
Amt und öffentlichem Leben“46, in der Märzverfassung von 1849 
noch schärfer „in allen Verhältnissen des öffentlichen und bürger-
lichen Lebens“47. Ein wesentlicher Teil dieser „Verhältnisse“ war 
nun gewiss der im politischen und bürgerlichen Alltag allgegen-
wärtige Sprachgebrauch bei der Bezeichnung jener den einzelnen 
Untertan unmittelbar berührenden Lebenswelt, d.h. der Ortschaf-
ten, Bezirke, Landschaften, Regionen und real existierenden oder 
fiktiven Länder, all dessen, was unter dem zunehmend national 
aufgeladenen Begriff „Heimat“ das politische Bewusstsein brei-
terer Volksschichten bestimmte.

Zu den „Möglichkeiten“ gehörte daher auch die Entwicklung, 
Bewahrung und der Gebrauch einer „nationalen Topographie“. 
Die „Wirklichkeit“ des Prozesses der Modernisierung mit den 
vielfachen Erfordernissen einer großräumigen Kommunikation in 
Politik, Wirtschaft und Kultur tendierte zur sprachlichen Verein-
heitlichung zugunsten der Verwaltungszentren Wien und Buda-
pest48. Für die Zustellung eines Telegrammes oder eines Einberu-
fungsbefehles, für die Erstellung eines Eisenbahnfahrplanes von 
Triest nach Czernowitz oder von Feldkirch nach Mährisch Schön-
berg bedurfte es einer einheitlichen Ortsbezeichnung. Die Lan-
des- und Gemeindeverwaltungen und der regionale Kulturbetrieb 
favorisierten dagegen die nationalsprachlichen, als bodenständig 
reklamierten Ortsbezeichnungen. Dass die „Sprachenfrage“ und 
das diesbezügliche Prinzip der „Gleichberechtigung“ sich auch, 
und ganz wesentlich, auf die topographischen Bezeichnungen 
bezogen, stand theoretisch sicher außer Zweifel. Dass aber in 
der Praxis die Erfordernisse des Gesamtstaates im Bereich der 
modernen „gemeinsamen Angelegenheiten“ einer von oben nach 
unten durchgehenden Verwaltung, Gerichtsbarkeit, Armeerekru-

tierung, des Besitz- und Finanzrechtes etc. eine Vereinheitlichung 
verlangten, wurde auch von jenen anerkannt, die den Ausbau der 
nationalen Autonomie in allen Lebensbereichen forderten, weil 
das Funktionieren des Einheitsstaates letztendlich auch in ihrem 
ökonomischen Interesse lag. Deshalb hat die Politik sowohl auf 
staatlicher wie auf lokaler Ebene eine gesetzliche Normierung des 
Problems vermieden. So wie in der Frage der Verhandlungsspra-
che im Reichsrat und der Frage der „Staatssprache“ setzte sich 
in Cisleithanien einerseits die gewohnheitsrechtliche Geltung des 
Deutschen durch, andererseits wurde auch von der Zentralver-
waltung und der Zentralstatistik die Geltung der landesüblichen 
nationalsprachlichen Ortsbezeichnungen nicht in Frage gestellt, 
sondern sogar in die Nomenklatur der Zentralverwaltung über-
nommen. Auch in Transleithanien mit seiner restriktiveren Na-
tionalitätenpolitik erfolgte die demonstrative Festlegung auf das 
Ungarische 1898 erst als Antwort auf die nationale Radikalisie-
rung insbesondere in der kroatischen Frage. In der Tagespraxis 
nicht nur des privaten und geschäftlichen Lebens, sondern auch 
der staatlichen, regionalen und lokalen Verwaltung herrschte ein 
ungeregeltes onomastisches Neben- und Durcheinander, das nur 
in lokalen Ausnahmefällen (Kroatien, Görz, Trentino) zu größe-
ren Konflikten führte49, generell aber vom Staat und von den na-
tionalen Parteien stillschweigend akzeptiert wurde.

Die offizielle, d.h. amtlich anerkannte Form des topographi-
schen Namensgutes findet sich einerseits in den statistischen 
Volkszählungstabellen, andererseits in den Ortsverzeichnissen, 
in beiden aber in abweichender Form. Die zentralstaatliche, von 
der k.k. Statistischen Zentralkommission in Wien bzw. dem kgl. 
ung. Statistischen Zentralamt in Budapest endredigierte Öster-
reichische bzw. Ungarische Statistik schrieb, nicht nur, aber 
vornehmlich aus redaktionellen Gründen und ohne gesetzliche 
Deckung, für die österreichischen Länder einsprachig deutsch für 
alle Orte, für die eine deutsche Namensversion existierte, bzw. 
ungarisch für die Länder der ungarischen Krone, also auch für 

Kroatien-Slawonien, und serbo-kroatisch für Bosnien-Herzego-
wina. Die Ortsverzeichnisse waren hingegen im Sinne der seit 
1848 gesetzlich verbindlichen Doktrin von der „Gleichberechti-
gung der Volksstämme“ mehrsprachig, auch nach der Wende von 
1867, zunächst auch in Ungarn. Solange diese Verzeichnisse für 
den internen Amtsgebrauch der verschiedenen Behörden dien-
ten (Innenministerium Bevölkerungsstatistik, Kriegsministerium 
Konskription, Finanzministerium Grundsteuer im Rahmen des 
Katasters), entbehrten sie jeder nur annähernd durchgehaltenen 
Systematik; das gilt auch für die frühen militärischen und zivilen 
kartographischen Landesaufnahmen, ebenso für die kirchlichen 
Standesregister. Auch Czoernig, der Begründer der österreichi-
schen Bevölkerungs- und Wirtschaftsstatistik, verwendete, nicht 
beliebig, aber offenkundig ohne System, verschiedene umgangs-
sprachliche und halbamtliche Formen. Aber er entschied sich für 
eine der „gleichberechtigten“ Namensformen im Sinne seiner 
sprachlich-nationalen Mehrheitenfeststellung. Und er machte 
den ersten Versuch der Erstellung eines Ortsrepertoriums, das in 
der von Oberst Josef von Scheda bearbeiteten „großen“ und der 
vom Rechnungsrevidenten Anton Doležal redigierten „kleinen“ 
berühmten Ethnographischen Karte Verwendung fand. Diese 
war bereits, wie die Vorgängerkarten von Johann von Csaplovics 
(1829), Pavel Josef Šafařík (1842) und Peter Kozler (1848/1861), 
Teil der nationalpolitischen Diskussion. Diese verschärfte sich, 
als die vom kaiserlich-österreichischen Neoabsolutismus vertre-
tene Idee der „Gleichberechtigung der Volksstämme“ durch den 
Verwaltungszentralismus Alexander Bachs und die mitteleuropä-
isch-deutsch orientierte Wirtschaftspolitik Karl Ludwig Brucks 
in Frage gestellt wurde. Die Ausgabe des Reichsgesetzblattes in 
10 „authentischen“ sprachlichen Fassungen wurde ab 1853 ein-
gestellt, als authentisch galt ab nun die deutsche Version. Nicht 
nur Metternich erklärte sich gegen die Gleichberechtigung, auch 
Joseph von Eötvös und František Palacký, ersterer weil er mit der 
„zehnfachen Völkersouveränität“ die Staatseinheit gefährdet sah, 
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	 50	 Gesetz über die Volkszählung vom 29. März 1869, RGBl. Nr. 67.
	 51	 Orts-Repertorium des Königreiches Galizien und Lodomerien mit 

dem Grossherzogthume Krakau. Auf der Grundlage der Volkszäh-

lung vom Jahre 1869 bearbeitet von der k.k. statistischen Central-
Commission (Wien 1874) V.

	 52	 Ebd.

	 53	I nnenministerium an die k.k. Statthalterei/Landesregierung, Wien 
7. Juni 1909; ÖSTA, Allgemeines Verwaltungsarchiv, Min. d. Innern, 
Präsidiale, Zl. 15.163.

letzterer, weil er im Sinne seiner Staatsrechtsdoktrin böhmisch/
tschechisch als erste und alleinige Landessprache reklamierte. 
Und der „Ausgleich“ mit Ungarn musste sich – wie das mit dem 
allerdings erst später (1872) formulierten Urteil Palackýs zu be-
legen ist – den Vorwurf gefallen lassen, eine deutsch–magyari-
sche Vorherrschaft begründen zu wollen. Und doch verzichtete 
der Wiener Reichsrat im Rahmen der Diskussion über die „De-
zemberverfassung“ von 1867 auf eine verfassungsmäßige Veran-
kerung des Deutschen als „Staatssprache“, und der Verfassungs-
ausschuss beschloss jenen Artikel 19, der die Gleichberechtigung 
„aller Volksstämme“ und die Gleichberechtigung aller „landesüb-
lichen Sprachen“ als Verfassungsprinzip bestätigte. Der im selben 
Artikel vorkommende Begriff der „Landessprache“ hatte noch 
keine spezifische politische Bedeutung im Sinne des amtlich je-
weils bevorzugten Idioms.

Das Gesetz über die Durchführung der ersten Volkszählung 
1869 dekretierte die Anlegung neuer, vollständiger und systema-
tischer Ortsverzeichnisse, mit der Durchführung wurden die Lan-
desbehörden beauftragt. Ihnen stand es zu, die „Aufschriften der 
Ortschaftstafeln“ vorzunehmen (§ 9), jene, einer Bezirkshaupt-
mannschaft unterstehenden Ortsgemeinden und Gutsgebiete zu 
bestimmen, „welchen die Vornahme der Volkszählung vollstän-
dig übertragen wird“ (§ 12,2), und „die Bezirksübersichten und 
sonstigen berichtlichen Nachweisungen der Bezirksbehörden“ zu 
kontrollieren, eventuell „diese Arbeiten vor deren Übersendung 
an die statistische Centralanstalt zu überprüfen“ (§§ 31–33)50. In 
einigen Kronländern wurde die Änderung der Namen der Ortsge-
meinden von der Landesbehörde im Einvernehmen mit dem Lan-
desausschuss erteilt (Oberösterreich 1874, Steiermark 1877). Die 
erste Instanz bei der Feststellung der Ortsnamen war jedenfalls 
die betroffene Gemeinde, nach ihr auf deren Vorschlag die Be-
zirks-, dann die Landesbehörde, zuletzt, und bis um 1890–1900 
ohne gravierenden Einfluss, die Statistische Zentralkommission 
und die staatliche Zentralverwaltung. Die als Vorbereitung auf 
die erste Volkszählung ausgearbeiteten amtlichen Orts-Reperto-
rien hielten sich an das Gleichheitspostulat, zwar unsystematisch 
und z.T. ungesichert, aber grundsätzlich um Authentizität bemüht. 
Weil die Feststellung der Orte und Gemeinden und deren Namen, 
in Galizien auch noch der von den Gemeinden unabhängigen 

Gutsgebiete und in Mähren der innerhalb der Gemeinden und Ort-
schaften selbständigen Israelitengemeinden, offenbar schwieriger 
war als die Volkszählung selbst, erschienen die Ortsverzeichnisse, 
korrigiert durch die Ergebnisse der Volkszählung, erst mit erhebli-
cher Verspätung ab der Mitte der 1870er Jahre. Im Falle von Gali-
zien hat die Statistische Zentralkommission die erst 1872 von der 
Statthalterei vorgelegte Erstfassung retourniert. Trotzdem musste 
sie, als das Repertorium 1874 veröffentlicht wurde, bekennen, 
„kein über alle Anfechtungen stehendes Elaborat zu bieten“51. 
Während die von den Bezirksämtern der Statthalterei gemeldeten 
und von dieser der Statistischen Zentralkommission weitergelei-
teten statistischen Angaben über Bevölkerung, Anzahl der Ge-
meinden und Ortschaften und Häuserzahl weitgehend stimmten 
bzw. berichtigt werden konnten, musste die Wiener Zentralbehör-
de vor dem Problem der Ortsnamensschreibung offenbar kapitu-
lieren: „Eben so wenig konnte die Bearbeitung in manchen Fällen 
über die beste Schreibweise der Ortsnamen in’s Reine kommen, 
obwohl sie den Beirath eines Sprachkundigen genoss, weil bei 
einzelnen Ortsnamen Statthalterei, Bezirksbehörde und Ortsvor-
stand abweichende Angaben machten und Jeder die seine für die 
richtigste erklärte.“52 Ganz offensichtlich gab es von Anfang an 
Streit um das nationale Ortsnamensgut.

Die Ortsverzeichnisse folgten aber zunächst konsequent dem 
Prinzip der absoluten Gleichberechtigung. Parallel zu den Re-
pertorien, die als Vollständige Ortschaftenverzeichnisse für die 
Volkszählungen von 1880 und 1890 fortgesetzt wurden, erschie-
nen für die Volkszählungen ab 1880 Spezial-Orts-Repertorien für 
die einzelnen Länder (1883–1886 bzw. 1892–1894). Das eben-
falls auf Länderbasis erscheinende Gemeindelexikon 1900 trat an 
die Stelle der bis dahin erstellten Spezial-Orts-Repertorien. Das 
Gemeindelexikon trug dem Prinzip der Gleichberechtigung in 
der Weise Rechnung, dass es für die zwei- und mehrsprachigen 
Länder je eine Ausgabe in jeder der Landes- bzw. landesüblichen 
Sprachen herausbrachte. Für das Küstenland z.B. gab es eine deut-
sche, italienische, slowenische und kroatische Fassung. Die den 
politischen Kern des Problems der Namensschreibung berühren-
de Reihung der nationalsprachlich unterschiedlichen Formen in 
den gemischtnationalen Ländern wurde dabei theoretisch seiner 
Brisanz entkleidet, indem jede Namensform an erster Stelle ste-

hen konnte; die verschiedenen Ausgaben unterschieden sich nur 
durch die unterschiedliche Reihung (für die Steiermark also Cilli/ 
Celje; Graz/Gradec etc. in der deutschen Ausgabe, Celje/Cilli; 
Gradec/Graz in der slowenischen Ausgabe). Das war ein letztes, 
aber fruchtloses Festhalten am Prinzip der Gleichberechtigung, 
fruchtlos weil es als Zugeständnis an die nationalen Forderungen 
nicht angenommen wurde, die längst nicht nur die Dominanz im 
Rahmen von Mehrsprachigkeit, sondern Einsprachigkeit in einer 
der Nationalsprachen forderten. Es war aber voll allem eine für 
die Praxis der zivilen und militärischen Verwaltung, für den in-
nerstaatlichen und internationalen Post- und Eisenbahnverkehr 
unbrauchbare Lösung.

Daher entschloss sich die Wiener Regierung im Jahre 1909, 
formal im Rahmen der Vorbereitung der in vielen Punkten inhalt-
lich neu gestalteten Volkszählung für 1910, politisch im Zusam-
menhang einerseits mit dem gelungenen Mährischen Ausgleich, 
andererseits mit dem Scheitern einer umfassenden nationalitä-
tenpolitischen Reform, Klarheit zu schaffen, indem sie zwischen 
einer ersten, zweiten und „eventuell weiteren Landessprachen“ 
unterschied. Der diesbezügliche Erlass des Innenministeriums53 
schärfte zunächst den Landesbehörden ausdrücklich ein, ein 
besonderes Augenmerk auf die „Richtigkeit der Namen der Ge-
meinden, Ortschaften und Ortsbestandteile“ und „auf die korrekte 
Schreibweise derselben“ zu legen. Dann legte er fest, dass in den 
mehrsprachigen Ländern bei allen Namenseintragungen „auch 
die Bezeichnung in der zweiten, eventuell auch in der weiteren 
Landessprache beizufügen, und zwar nicht nur dann, wenn diese 
Bezeichnung ortsüblich ist, sondern auch dann, wenn sie, ohne 
gerade ortsüblich zu sein, sprachüblich d.i. in der zweiten, eventu-
ell weiteren Landessprache tatsächlich, wenn auch in anderen Ge-
bieten des Landes, gebräuchlich ist“. Auf dieser Basis wurden die 
schon seit 1880 neben dem Gemeindelexikon bestehenden Spe-
zialortsrepertorien berichtigt und ergänzt. Die Neubearbeitungen 
hielten sich aber trotz der angekündigten Reihung weiterhin an 
das Prinzip der „Gleichberechtigung“ aller Sprachen. Es erschien 
daher auch vom Spezialortsrepertorium für 1910 eine deutsche 
und slowenische Ausgabe für die Steiermark und Krain (nicht 
allerdings für Kärnten), eine deutsche, italienische, slowenische 
und kroatische für das Küstenland, eine deutsche und italienische 
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für Tirol, eine deutsche und „böhmische“ für Böhmen, ebenso für 
Mähren, eine deutsche, böhmische und polnische für Schlesien54. 
Die gesetzlich ungedeckte Bestimmung über die „Landesspra-
chen“ stützte sich auf die „allgemeine Auslegung“ des Artikels 
19, wonach „Kroatisch (Serbokroatisch), Tschechisch, Deutsch, 
Italienisch, Polnisch, Rumänisch, Ruthenisch und Slowenisch“ 
„Landessprachen“ waren; es waren die Sprachen der „anerkannten 
Nationalitäten, die von einem größeren Prozentsatz der Bevölke-
rung eines Kronlandes – im allgemeinen mussten es mindestens 
20 Prozent sein – gesprochen wurden“55. Darnach galten – und 
nur eine der 8 genannten Sprachen konnte als Umgangssprache 
angegeben werden – als „Landessprachen“ bzw. „landesübliche 
Sprachen“:
für Niederösterreich Landessprache Deutsch,
für Oberösterreich Landessprache Deutsch,
für Salzburg Landessprache Deutsch,
für Vorarlberg Landessprache Deutsch,
für Steiermark „vorherrschende Landessprache“ im ganzen Kron-
land Deutsch, in der Untersteiermark landesübliche Sprache auch 
Slowenisch,
für Kärnten Landessprache im ganzen Kronland Deutsch, im süd-
östlichen Landesteil landesübliche Sprache Slowenisch,
für Krain Landessprachen Deutsch und Slowenisch,
für das Küstenland Landessprachen Deutsch, Italienisch und Slo-
wenisch, in Istrien auch Kroatisch,
für Tirol Landessprachen Deutsch und Italienisch, im deutschen 
Landesteil Italienisch landesüblich, im italienischen Landesteil 
deutsch als landesüblich,
für Böhmen Landessprachen Deutsch und Tschechisch,
für Mähren Landessprachen Deutsch und Tschechisch,
für Schlesien vorherrschende Landessprache Deutsch, Polnisch 

und Tschechisch landesüblich in einzelnen Bezirken,
für Galizien Landessprachen Polnisch und Ruthenisch, „der Theo-
rie nach auch Deutsch“,
für die Bukowina Landessprachen Deutsch, Rumänisch und Ru-
thenisch,
für Dalmatien Landessprachen Kroatisch und Italienisch.56

Das Spezialortsrepertorium für 1910 hat zwar die Begriffe 
„Landessprachen“ und „landesübliche Sprachen“ synonym ver-
wendet, aber mit der Entscheidung für eine erste, zweite und wei-
tere Landessprachen unausgesprochen die Reihung der offenbar 
„allgemeinen Auslegung“ übernommen, wonach Deutsch in den 
meisten österreichischen Kronländern als erste Landessprache 
galt. Nur für Dalmatien wurde, wie schon im Gemeindelexikon 
für 1900, auf Deutsch verzichtet57, es taucht zwar im Spezialorts-
repertorium für 1910 wieder auf 58, ohne dass das eine prakti-
sche Bedeutung hatte, weil deutsche Namen nicht existierten. 
Die Reihung Kroatisch–Italienisch der „allgemeinen Auslegung“ 
war zwar im Sinne der nationalen Mehrheitsverhältnisse logisch 
und hätte auch dem seit 1908 zutage tretenden politischen Trend 
der österreichischen Politik einer Anerkennung der Stellung der 
Kroaten entsprochen, fand aber in den Ortsnamensverzeichnissen 
nirgends Anwendung.

Trotz der halbherzigen, in der Grauzone administrativer Ver-
ordnungen den Landesbehörden „angezeigten“ Klassifizierung 
der Sprachen folgte keine klare Weisung über die praktische 
Anwendung des theoretisch neuen, praktisch alten Prinzips der 
Vorrangstellung des Deutschen in der Gesamtstaatsverwaltung 
– dazu gehörte die Statistik. Eine klare Entscheidung im Sinne der 
vorgezeichneten Tendenz traf das für 1910 herausgegebene All-
gemeine Verzeichnis der Ortsgemeinden und Ortschaften Öster-
reichs. Dort stand zum ersten Mal eindeutig mit Benennung der 

ersten Landessprache: „Die Namen der Gemeinden und Ortschaf-
ten sind in Niederösterreich, Oberösterreich, Salzburg und Vor-
arlberg einsprachig deutsch, ebenso in gemischtsprachigen Län-
dern, wenn mehr als 80 % der Ortsbevölkerung sich zur deutschen 
Umgangssprache bekannt haben. In gemischtsprachigen Ländern 
sind den Namen der Gemeinden und Ortschaften, in welchen sich 
mindestens 20 % der Bevölkerung zu einer anderen als der deut-
schen Umgangssprache bekannt haben, auch die ortsübliche Be-
zeichnung in der betreffenden Landessprache beigerückt worden, 
soweit sie – wo eine ortsübliche deutsche Bezeichnung nicht 
in Betracht kam – nicht unmittelbar an erster Stelle zu bringen 
war.“59 An die „Beirückung“ der Namen in allen Landes- und lan-
desüblichen Sprachen als noch immer beibehaltenen sichtbaren 
Ausdruck für das Prinzip der Gleichberechtigung hat man sich 
im Großen und Ganzen gehalten (Cilli/Celje 67 % deutsch/28 % 
slowenisch; Iglau/Jihlava 78 % deutsch/20 % tschechisch). Die 
Berücksichtigung des Schlüssels von 80 % für eine deutsche 
Mehrheit und 20 % – schon um 1900 von der Regierung Koerber 
in die Debatte gebracht und dem Mährischen Ausgleich zugrunde 
liegend – für die Minderheit hat zu einer geringfügigen Reduzie-
rung der in dem Spezialortsrepertorium noch zweisprachig ausge-
wiesenen Namen geführt (Hermagor statt Hermagor/Sveti Mohor 
95 % deutsch/0,1 % slowenisch; Klagenfurt statt Klagenfurt/Ce-
lovec bei 88 % deutsch/6 % slowenisch; Marburg statt Marburg/
Maribor 81 % deutsch/14 % slowenisch). Generell einsprachig 
deutsch oder erstsprachig deutsch (in Dalmatien italienisch), aber 
doch zweisprachig, wurden die Landeshauptstädte geschrieben, 
(Laibach/Ljubljana, obwohl 15 % deutsch/80 % slowenisch; Zara/
Zadar, obwohl 32 % italienisch/65 % serbo-kroatisch). Aber nicht 
nur die Landeshauptstädte, sondern auch die Bezirkshauptstädte 
wurden deutsch oder italienisch mit der „Beirückung“ der Na-

	 54	A uch für die nicht mehr erschienenen Bände waren mehrsprachige 
Ausgaben geplant.

	 55	 Robert A. Kann, Das Nationalitätenproblem der Habsburger
monarchie. Geschichte und Ideengehalt der nationalen Bewegung 
vom Vormärz bis zur Auflösung des Reiches im Jahre 1918 I: 
Das Reich und die Völker (= Veröffentlichungen der Arbeitsge-
meinschaft Ost IV, Graz – Köln 1964) 190 unter Hinweis auf Karl 
Gottfried Hugelmann (Hg.), Das Nationalitätenrecht des alten 
Österreich (1934), Rudolf Hermann von Herrnritt, Nationalität 
und Recht (1899), Wenzel Frind, Das sprachliche und sprachnatio-
nale Recht (Wien 1899, Reprint Brno 2006), Fischel, Sprachenrecht 
(1910).

	 56	 Ebd. II: Ideen und Pläne zur Reichsreform 394 ff. nach Fischel, Spra-
chenrecht XCII f.

	 57	 Gemeindelexikon 1900 (Bukowina) (1907) IX: „Die Ausgabe des Ge- 
meindelexikons erfolgt für Niederösterreich, Oberösterreich, Salz-
burg und Bukowina ausschließlich in deutscher Sprache, für die übri- 
gen Länder außerdem in den bezüglichen Landessprachen, und zwar: 
für Steiermark, Kärnten und Krain in slovenischer, für das Öster-
reichisch-illyrische Küstenland in italienischer, slovenischer und ser-
bokroatischer, Tirol ohne Vorarlberg in italienischer, für Böhmen und 
Mähren in böhmischer, für Schlesien in böhmischer und polnischer, 
Galizien in polnischer, endlich Dalmatien in italienischer und serbo-
kroatischer Sprache.“

	 58	 Spezialortsrepertorium 1910 XII: Dalmatien (1919) V: „Die Namen 
sind sowohl in deutscher als auch in italienischer und serbo-kroati-
scher Sprache angegeben, sofern sie als orts- oder sprachüblich amt-
lich anerkannt sind.“

	 59	 Allgemeines Verzeichnis der Ortsgemeinden und Ortschaften 
Österreichs. Nach den Ergebnissen der Volkszählung vom 31. De-
zember 1910 nebst vollständigem alphabetischem Namensverzeich-
nis. Herausgegeben von der k.k. Statistischen Zentralkommission in 
Wien (Wien 1915) V.
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	 60	 Ebd. IV.
	 61	 A magyar korona országainak helységnévtára/Ortslexikon der 

Länder der Ungarischen Krone (1873). Im Rhythmus von 2 bis 
3 Jahren erschien dieses Ortslexikon 1877, 1882, 1888, 1892, 1895, 
1898, 1900, 1902, 1907 und 1913.

	 62	 Ortslexicon der Länder der Ungarischen Krone mit Rücksicht 
auf die verschiedenen Zweige der Verwaltung. Mit Benützung der 
neuesten amtlichen Daten. Redigiert durch Michael von Kollerffy, 
Minist.-Sekretär im k.u. Statist. Bureau. Nebst einem Verzeichniss der

jenigen Ortschaften, welche bis 31. Juli 1877 auf Grundlage der be-
züglichen Gesetze und Verordnungen Veränderungen erlitten haben, 
von Emerich Findura (Budapest 1878).

	 63	 Ebd. 1.
	 64	 Ebd.
	 65	 A magyar korona országainak helységnévtára. A Nagyméltósá-

gu magy. kir. kereskedelemügyi minister úrendeleteből. Szerkeszti 
Dr. Jekelfalussy József ministeri osztálytanácsos, az Orsz. m. kir. 
Statisztikai Hivatal aligazgatója, a. M. Tud. Akadémia l. tagja, A Fe

rencz-József rend lovagja stb. Kiadja az Országos m. kir. Statisztikai 
Hivatal 1892/Orts-Lexikon der Länder der Ungarischen Krone. Im 
Auftrage Sr. Excellenz des kön. ung. Handelsministers verfasst von 
Dr. Josef von Jekelfalussy, köngl. ung. Sectionsrath, Vice-Direktor 
des köngl. ung. Statistischen Landesbureaus, Corr. Mitglied der Ung. 
Akademie der Wissenschaften, Ritter des Franz-Josef Ordens etc., 
herausgegeben vom königl. ung. Statistischen Landesbureau (Buda-
pest 1873). (1892) V.

mensformen in den anderen Landessprachen geschrieben, unter 
Außerachtlassung des Teilungsprinzips 80 : 20 (Austerlitz/Slav-
kov in Mähren, obwohl 2 % deutsch/96 % böhmisch-mährisch-
slowakisch; Ferlach in Kärnten statt Ferlach/Borovlje, obwohl 
43 % deutsch/56 % slowenisch). Die Reihung zugunsten der Vor-
rangstellung des deutschen Namens auch bei deutscher Minder-
heit erfolgte offenbar bei allen Namen der Ebene der mittleren 
Verwaltung, unabhängig und wahrscheinlich nicht konsequent 
nach dem Nationalitätenverhältnis.

Offenbar hat sich in der amtlichen Ortsnamensschreibung nach 
1900 die Vorrangstellung des Deutschen als inoffizielle Staats-
sprache durchgesetzt – allerdings aus der Sicht der Statistik nicht 
als bewusst eingesetztes administratives Mittel der Germanisie-
rung, sondern als Erfordernis einer einheitlichen Grundlage für 
eine zentrale Staatsverwaltung. Dass es bei dieser Grundsatzent-
scheidung offenbar zu internen Konflikten gekommen war, ver-
rät der Einleitungssatz des Allgemeinen Verzeichnisses für 1910, 
der ausdrücklich erwähnenswert findet, dass das Werk „infolge 
mehrfacher, außerhalb der Einflusssphäre der Statistischen Zen-
tralkommission gelegenen Schwierigkeiten“ erst verspätet her-
ausgebracht werden konnte60, obwohl das Erscheinungsjahr 1915 
für die Volkszählung von 1910 ganz und gar nicht „verspätet“ 
war. Auch der Hinweis auf „zahlreiche Zweifel und Widersprü-
che“, die durch „Rückfragen und Benützung älterer Quellen“ be-
seitigt werden mussten, lässt erkennen, dass der Ortsnamensstreit 
im Hintergrund ein heftiger gewesen sein dürfte. Im größeren 
Zusammenhang mit dieser in Verwirrung geratenen Praxis stan-
den die Diskussionen und unterschiedlichen Auffassungen über 
das Wesen der Monarchie als Staat und speziell über die Ausle-
gung des Artikel 19 des Staatsgrundgesetzes über die allgemei-
nen Rechte der Staatsbürger von 1867. 1896 erschien Friedrich 
Tezners Handbuch des österreichischen Administrativverfahrens, 
ebenso der erste Band des Staatswörterbuches von Mischler, Ul-
brich (1. Auflage 1895–1897, 2. Auflage 1905–1909), 1900–1903 

die zweite Auflage von Jiří Pražáks Rakouské právo ústavní 
[Österreichisches Verfassungsrecht], in dessen Aufbau zwischen 
Gemeindeverfassung – Landesverfassung – Verfassung der im 
Reichsrat vertretenen Königreiche und Länder – Verfassung der 
Doppelmonarchie unterschieden wird. Es gab starke Tendenzen 
gegen eine direkte Anwendung des Art. 19 in der autonomen Ver-
waltung, daneben aber schon Stimmen für dessen Anwendung 
auf der Basis nationaler Mehrheitsverhältnisse. Die Politik ent-
schied sich allerdings für jene Auffassungen, die darin einen 
Widerstreit zum staatsbürgerlichen Anspruch auf Gleichberechti-
gung aller Landes- oder landesüblichen Sprachen sahen.

Auch in Ungarn war die Ortsnamensschreibung ursprünglich 
mehrsprachig. Ob diese Praxis politisch gewollt oder von prak-
tischen Bedürfnissen diktiert war, ist schwer entscheidbar. Das 
erste offizielle Ortsnamenbuch wurde vom kgl. ung. Statistischen 
Landesbureau 1873 herausgebracht61, es war nur für innerunga-
rische Zwecke gedacht. Weil dieses Erstlingswerk nicht einmal 
„alle Kreise des Inlandes“ befriedigte, wobei darunter weniger 
die neue staatliche und kommunale Verwaltung gemeint war als 
vielmehr die Handelkreise und die Eisenbahnunternehmer und 
-aktionäre, folgte sehr bald eine halboffizielle Fortsetzung, betreut 
vom Ministerialsekretär Michael von Kollerffy „unter Benützung 
der neuesten amtlichen Daten“ und unterstützt von „bewährten 
Mitgliedern“ des kgl. ung. Statistischen Bureaus62. Es handelt 
sich nicht, wie der Autor betont, um eine Übersetzung des Helysé-
gnévtár für ausländische, besonders deutsche Benutzer, sondern 
um eine Neubearbeitung, die „vor allem dem praktischen Bedürf-
nisse aller Kreise entsprechen“ sollte63. Weil viele Ortschaften, 
„wie dies in einem polyglotten Lande selbstverständlich ist, meh-
rere Namen führen“, wurden nicht nur die ungarischen [= magya-
rischen] Namen angegeben. Dass das Zielpublikum vornehmlich 
ein deutsches war, ist daran erkennbar, dass „alle Ortschaften, de-
ren deutsche Benennung allgemein üblich und bekannt ist, unter 
dieser Benennung“ vorkommen, dieser „der offizielle ungarische 

Name“ hinzugefügt ist: Kronstadt (Brassó), Brassó = Kronstadt; 
Fünfkirchen (Pécs), Pécs = Fünfkirchen. Nur Ortschaften, „die 
keinen deutschen Namen führen, oder deren deutsche Benennung 
nicht üblich oder allgemein bekannt ist, erscheinen natürlich unter 
dem betreffenden ungarischen Namen“64. Für die kroatischen und 
slawonischen Ortschaften kam, „soweit dies thunlich“ war, die 
kroatische Orthographie zur Anwendung. Von rumänischen, slo-
wakischen und ruthenischen Namensformen ist keine Rede.

Als sich der zuständige Handelsminister Gabriel von Baross 
des Problems annahm, haben nicht mehr nur merkantile Gesichts-
punkte bei der Entscheidung über die Schreibung der Ortsnamen 
eine Rolle gespielt. Die Erweiterung in der „streng amtlichen“ 
Neufassung des Helységnévtár auf Basis der Volkszählung von 
1890 mit Gliederung nach Muttersprache und Glaubensbekennt-
nis für Komitate, Bezirke und Gemeinden um rumänische und 
slowakische Namensformen – auf dem Gebiet des Königreiches 
keine ruthenischen und serbo-kroatischen – war ein Versuch, dem 
polyglotten Charakter des Landes Rechnung zu tragen. Heraus-
geber war das Statistische Landesbureau unter seinem Direktor 
Károly Keleti, der Verfasser war der schon für frühere Ausga-
ben tätig gewesene Vizedirektor József von Jekelfalussy. Die 
von den einzelnen Gemeinden ausgefüllten Blätter wurden vor 
der Drucklegung „behufs sorgfältiger Revidierung des Namens 
und Charakters der einzelnen Gemeinden und zugehörigen Pusz-
ten, Ansiedlungen etc.“ den „Comitats-Munizipen“ vorgelegt65. 
Bei Mehrsprachigkeit steht in der Regel, offenbar oberhalb der 
Bezirksebene, der ungarische Name an erster Stelle: Brassó 
(Kronstadt, Brasovu); der deutsche, rumänische oder slowakische 
Name ist beigefügt, allerdings in ungarischer Orthographie: Kassa 
(Kaschau, Kosice), Lőcse (Leutschau, Levoca). Es fehlen auch die 
Querverweise nicht. Obwohl fast jeder Ortsname auch eine unga-
rische Variante hatte, gibt es auch auf Gemeindeebene Orte mit 
deutscher Erst- oder Alleinbezeichnung: Franzfeld (Franczföld, 
Wolfsberg). In vielen Fällen ist die zweite, mehrheitlich deutsche 



21

	 66	 Vgl. die zeitlich zugeordnete weitestgehend vollständige Auflistung 
in Milan Majtán, Názvy obcí Slovenskej republiky (Vývin v rokoch 
1773–1997) [Die Gemeindenamen der Slowakischen Republik. Ent-
wicklung in der Periode 1773–1997] (Bratislava 1998).

	 67	 József Hajdú-Moharos, Magyar Települétár [Ungarisches Sied-
lungsverzeichnis] (Budapest 2000) XXIII.

	 68	 Dass es sich um die „amtlich-offiziellen“ Namensformen der Jahr-
zehnte von 1880 bis 1914 handelt, die keineswegs die fast unüber-
schaubare Fülle der historischen Namen in allen ortsüblichen Spra-
chen und Dialekten beinhaltet, ist nachdrücklich festzuhalten; für 
eine diesbezügliche Sammlung, die nicht nur über Jekelfalussy hin-
aus geht, sondern sich in Details unterscheidet, vgl. Hajdú-Moharos, 
Magyar Településtár.

	 69	 Jekelfalussy, Helységnévtár/Orts-Lexicon (1892) VI.

	 70	A ls ältere Versionen vgl.: Političko i sudbeno Razdieljenje kral-
jevina Hrvatske i Slavonije, uredio Vinko Salbjar [Politische- und 
Gerichtseinteilung der Königreiche Kroatien und Slavonien, Redak-
tion Vinko Salbjar] (Zagreb/Agram 1866 sowie 1872, 1876, 1877); 
Mjestopisni riečnik kraljevina Dalmacije, Hrvatske i Slavonije, 
uredio Vinko Salbjar [Ortsverzeichnis des Königreiches Dalmatien, 
Kroatien und Slavonien, Redaktion Vinko Salbjar] (Zagreb/Agram 
1866, 1872, 1876, 1877). Fortsetzung von Josip Prigl (Osijek 1888); 
Političko i sudbeno Razdieljenje kraljevina Hrvatske i Slavonije 
i repertorij mjesta/Politische und Gerichts-Einteilung der König
reiche Kroatien und Slavonien und Orts-Repertorium, hrsg. von 
der kgl. kroat.-slavon.-dalm. Landesregierung. Zusammengestellt 
vom k. statistischen Bureau in Agram (Zagreb 1889, 1892, 1899). 
Für 1910: Popis Žiteljstva od 31.XII. 1910 u Kraljevinama Hrvats-

koj i Slavoniji. [Verzeichnis der Einwohner im Königreich Kroatien-
Slawonien am 31.12.1910]. Publikacije kr.zemaljskoga statističkoga 
ureda u Zagrebu LXVI (Zagreb 1910).

	 71	 Mirjana Gross, Die Anfänge des modernen Kroatien. Gesellschaft, 
Politik und Kultur in Zivil-Kroatien in den ersten dreißig Jahren nach 
1848 (= Anton Gindely Reihe zur Geschichte der Donaumonarchie und 
Mitteleuropas 1, Wien – Köln – Weimar 1993) 125; vgl. auch Rezső 
Márffy-Mantuano, Horvát-Szlavon-és Dalmátországok autonomiá-
ja és a magyar államiság [Kroatisch-slavonische und dalmatinische 
Autonomie und ungarische Staatlichkeit] (Budapest 1914) 151.

	 72	 § 58: „Auch für die Organe der Centralregierung – d.h. für die ge-
meinsamen Organe – wird im Gebiet der Länder Kroatien und Sla-
wonien als amtliche Sprache die kroatische bestimmt.“

Bezeichnung im Vergleich zu Kollerffy allerdings zurückgenom-
men (Veszprém statt Veszprém/Wesprim). Neben ortsüblichen 
sind auch historische oder in Dokumenten gebrauchte Namens-
formen angeführt: Fiume (Rieka, Reka, Sanct-Veit am Pflaum, 
Flumen Sancti-Viti); Kolozsvár (Kolosvár, Klausenburg, Clusiu); 
Pozsony (Poson, Pressburg, Pressporek); Segesvár (Schässburg, 
Sighisora, Sigisvare); Szombathely (Sabaria, Steinamanger). 
Auf den ersten Blick entsteht der Eindruck, als habe sich Jekel-
falussy bemüht, dem polyglotten Charakter Ungarns Rechnung 
zu tragen und zu demonstrieren, dass die im Sinne der nationalen 
Gleichberechtigung erhobene Forderung nach einer nationalen 
Topographie von der Politik respektiert wurde, dies auch – und 
dies ist nachdrücklich festzuhalten – in den Ländern der unga-
rischen Krone Transleithaniens, zumindest bis 1898. Trotz des 
weiten sprachlichen Horizontes zeigt sich allerdings eine gewisse 
Tendenz, von der freilich schwer zu beurteilen ist, ob sie auf eine 
unvollständige Recherche oder auf eine politische Absicht zu-
rückzuführen ist. Einerseits finden sich viele deutsche Namen als 
Haupteintrag (erste Namensform), andererseits sind viele deut-
sche Zweitnamen, wie auch schon zum Teil bei Kollerffy, wegge-
lassen; darunter erstaunlicherweise so gebräuchliche und in den 
Militärschematismen und im Hof- und Staatshandbuch als amt-
lich verwendete Namen wie Temeswar, Debrecsin (bei Kollerffy 
Debretzin), Wesprim, Weissbrunn, Lugosch, Sankt Gotthard, 
Preschau. Andererseits sind alle Sprachen berücksichtigt: Fehér- 
egyház (Donnerskirchen, Tundolskirchen, Bielocirk). Deutlich 
ist auch die ungleichmäßige Verwendung slowakischer Namen: 
Kassa (Kaschau, Kosice); Lőcse (Leutschau, Levoca); aber nur 
Trencsén (Trentschin), nicht Trencsén (Trentschin, Trenčín); 

Eperjes (Eperies, Pressow), obwohl slowakische Namensformen 
amtlich und umgangssprachlich, und wohl allgemein auch in sla-
wischer Orthographie existierten66. Ob hinter dieser offenkundig 
willkürlichen Auswahl eine nationalpolitische Strategie steckte, 
oder die Oberflächlichkeit der Erhebung zu den willkürlich er-
scheinenden Endergebnissen führte, ist schwer zu entscheiden. 
Wahrscheinlich handelt es sich um Entscheidungen der Komi-
tatsbehörden, in denen national exponierte „Front-Magyaren“ 
an den Hebeln der Macht saßen. Das kgl. ung. Landesbureau hat 
diese Entscheidungen aber übernommen und zur offiziellen Re-
gelung gemacht. Die Festschreibung der Namen bei Jekelfalussy 
ist der zentrale Teil jener „Stammbuchführung der Gemeinde-
namen“, die seit den 1880er-Jahren im Gange war und bis zum 
Ausbruch des Ersten Weltkrieges dauerte67. Für Gebiete, in de-
nen der Widerstand gegen diese Großaktion zu groß war – wie 
in den slowakisch dominierten Komitaten Árva und Liptó, sowie 
in den rumänischen Komitaten Hunyad und Fogaras – wurde das 
Stammbuch zwar angelegt, die offizielle Namensregelung unter-
blieb allerdings. Jekelfalussy (1892) ist in jedem Fall auch die 
Dokumentation der amtlichen ungarischen Version des amtlichen 
Ortsnamengutes für das Untersuchungsjahr 191068.

Kroatien-Slawonien hat der Bearbeiter Jekelfalussy ein eige-
nes Verzeichnis gewidmet, von dem ausdrücklich betont wird, 
dass es „nicht im kgl. ungarischen, sondern im kroatisch-sla-
vonischen statistischen Bureau zu Zágráb“ verfasst wurde69. In 
diesem Verzeichnis sind zwar die serbo-kroatischen Namen 
in kroatischer Orthographie geschrieben (Črešnjevica velika; 
Šiškovci), aber alle Komitats- und Stadt-Munizipien sowie die 
Bezirke mit dem ungarischen Namen verzeichnet (Eszék, Osjek; 

Kaproncza, Koprivnica, Kopreinitz; Zágráb, Zagreb, Agram; 
Zimony, Zemun, Semlin), oft sogar ohne kroatische Version 
(Belovár). Es ist daher verständlich, dass die Kroaten ange-
sichts der Praxis der ungarischen Ortsnamenspolitik ihre eigenen 
Ortsnamensverzeichnisse mit Vorrang der kroatischen Namens-
version herausbrachten70. Es war umstritten, ob nach dem unga-
risch–kroatischen Ausgleich, der Nagodba von 1868, die Ent-
scheidung über Gemeindeordnung und Ortsbenennung zu den 
kroatisch-autonomen oder den ungarisch-kroatischen gemein-
samen Angelegenheiten gehörte. 1880 begann der Streit um die 
Sprachenfrage mit dem Gerücht, die königliche Finanzlandes- 
direktion in Zagreb würde ihre Ämter mit Aufschriften auszeich-
nen, die zweisprachig kroatisch/ungarisch und nicht nur kroatisch 
gehalten wären. 1883 erschienen die zweisprachigen Wappen, 
sie wurden von Demonstranten gewaltsam entfernt, der Aufruhr 
wiederholte sich bei der Errichtung einer neuen Finanzlandesdi-
rektion für Slawonien in Osijek 1886. Nach den Bestimmungen 
der Nagodba schien es klar, dass „dem Königreich Dalmatien, 
Kroatien und Slawonien ‚die völlige Autonomie’ in Gesetz- 
gebung und der Verwaltung aller inneren Angelegenheiten sowie 
jener des Kultus, des Unterrichts und der Justiz“ zustand, nicht 
nur bei den „autonomen“, sondern auch bei den „gemeinsamen“ 
Behörden71, ja sogar im Verkehr mit der gesamtungarischen Zen-
tralregierung72. Die autonomen Angelegenheiten waren aber nur 
kumulativ genannt (§ 57: innere Verwaltung, Kultus und Unter-
richt, Gerichtsbarkeit) im Gegensatz zu den taxativ aufgezähl- 
ten gemeinsamen (Landesverteidigung, Finanzgebarung, Steuer- 
system, Banken, Versicherung, Handelsverträge, Wirtschafts-
angelegenheiten: Post, Telegraf, Eisenbahnen, Häfen, staatliche 
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	 73	 Die in der Literatur nicht exakt zitierten Paragraphen bei Bogislav 
Šulek, Naše pravice (Zagreb 1868); vgl. auch Vasilije Krestić, Hr-
vatsko–ugarska nagodba 1868 [Der kroatisch–ungarische Ausgleich 
1868] (Beograd 1969).

	 74	 Hodimir Sirotković, Die Verwaltung im Königreich Kroatien und 
Slawonien 1848–1918; in: Adam Wandruszka, Peter Urbanitsch 
(Hgg.), Die Habsburgermonarchie 1848–1918 II: Verwaltung und 
Rechtswesen (Wien 1975) 486 f.

	 75	 Catherine Horel, Soldaten zwischen nationalen Fronten. Die Auf-
lösung der Militärgrenze und die Entwicklung der königlich unga-
rischen Landwehr (Honvéd) in Kroatien–Slawonien 1868–1914 

(= Studien zur Geschichte der österreichisch-ungarischen Monarchie 
31, Wien 2009) 205, nach Rendeleti Közlöny Nr. 2, 10. Jänner 1914, 
und Nr. 17, 24. April 1914.

	 76	 Für die Regelung der Frage wurde ein Gesetz geplant; vgl. Ferenc 
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[Regierungspolitik und parlamentarische Opposition 1910–1914] 
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	 82	 Die Tätigkeit des kgl. ung. Statistischen Zentralamtes 635.

Straßen und Flüsse)73. In der kroatischen Landesregierung gab 
es ein Departement für „innere Angelegenheiten“, daneben auch 
eine „statistische Behörde“ des Präsidialamtes; das Landesgesetz- 
und Verordnungsblatt wurde schon seit 1863 vom Justizdeparte-
ment herausgegeben74. Sogar bei den kroatischen Regimentern 
der Honvéd war Kroatisch Kommandosprache. In Zagreb wurde 
ein eigenes Übersetzungsbüro (Forditó osztály) eingerichtet, das 
1909 sogar noch erweitert wurde, immer weniger Offiziere waren 
daher zweisprachig. Auch beim Landesverteidigungsministerium 
in Budapest gab es ein großes Übersetzungsbüro für alle Sprachen 
des Königreiches. Die Übersetzungsarbeiten waren so umfang-
reich, dass sie kaum mehr zu bewältigen waren. 1914 erschien im 
Verordnungsblatt der ungarischen Landwehr eine offizielle Liste 
der kroatisch-slawonischen Ortsnamen, in der sogar die großen 
Städte ihre kroatischen Namen hatten – „Tatsächlich stand da 
Zagreb (Agram), Karlovac (Carlstadt) und Rijeka anstatt Zágráb, 
Károlyváros und Fiume“75. Es handelte sich bei der Ortsnamens-
schreibung also doch um einen Teil der „inneren Verwaltung“, 
daher ist die kroatische Namensversion des Repertorij mjesta als 
die politisch authentische im Sinne der amtlich-offiziellen Na-
mensversion zu betrachten. Auch aus Budapester Sicht war das 
offiziell anerkannt, sogar die ungarischen Ortsnamensverzeich-
nisse hielten sich daran, nicht aber die Ministerien, was zu dau-
ernden Auseinandersetzungen führte76. Trotz der offenkundigen 
Anerkennung des Kroatischen als innere und äußere Amtssprache 
verlangten die ungarischen Zentralstellen verstärkt „neben der 
Wahrung des amtlichen Charakters ihrer [der Kroaten] Sprache 
auch die [Berücksichtigung] der Anforderungen der ungarischen 
Staatssprache“77. Seit 1897 mehrten sich die Magyarisierungsten-
denzen bei Finanzämtern, Post und Bahn.

Hier hinsichtlich der Beweggründe nicht zu klären, aber 
nachdrücklich festzustellen ist der Umstand, dass innerhalb 

nur weniger Jahre mit dem Gesetzesartikel IV/1898 ein radika-
ler Umschwung in der Politik in bezug auf das topographische 
Namensgut erfolgte. 1897 wurde ein neues Gesetz beschlossen, 
das zu einer Aufwertung und Intensivierung der Tätigkeiten des 
Statistischen Zentralamtes führte (G.A.XXXV/1897). Eine seiner 
Aufgaben, die aber „eigentlich außerhalb [seines] Wirkungskrei-
ses“ lag, war die „Leitung der zur Regelung der Gemeinde- und 
sonstigen Ortsnamen Ungarns aufgestellten Landes-Gemein-
degrundbuch-Kommission“78. Sie stand vor dem Problem, dass 
einerseits Gemeinden verschiedene Namen führten, andererseits 
viele Gemeinden den gleichen Namen hatten, und dies „verur-
sachte in allen Zweigen des öffentlichen Lebens Verwicklungen 
und Missverständnisse, sowohl in der Verwaltung, als auch im 
Post- und Eisenbahnverkehr, in den Grundbüchern, sowie auch 
bei der Militärverwaltung“79. Die Verwendung der Vielfalt von 
Ortsnamen hatte nach Ansicht des Statistischen Zentralamtes sei-
nen Grund darin, dass die offiziellen Ortslexika, „welche pflicht-
gemäß die im öffentlichen Verkehr befindlichen Ortsnamen an-
führten, darüber aber, welcher davon der richtige sei, kein Urteil 
sprechen konnten“, weil es dazu keine entsprechende gesetzliche 
Norm gab80. Um in diesem „ungewissen Zustand Ordnung zu 
schaffen“, wurde der G.A. IV/1898 beschlossen, dessen wesent-
licher Inhalt besagte, dass jede Gemeinde „nur einen amtlichen 
Namen haben kann, und dass dieser Namen nach Anhören der 
Gemeinde und des Komitates über Vorschlag der Landes-Ge-
meindegrundbuchkommission vom kgl. ung. Minister des In-
nern festgesetzt wird“81. Diese späte und definitive Festlegung 
im Sinne des zentralistischen ungarischen Staatsrechts und der 
politischen Praxis des Kálmán Tisza-Regimes (1875–1890) be-
deutete sowohl einen Bruch mit der auch in Ungarn mehrspra-
chigen Tradition, als auch mit dem Prinzip der „Ortsüblichkeit“. 
Die Neufeststellung der Ortsnamen führte zu dem Ergebnis, dass 

alle Orte einen ungarischen Namen als allein gültige amtliche Be-
zeichnung erhielten. Das entsprach annähernd der Situation und 
Problematik, wie sie in Österreich bestand und in etwa zeitgleich 
zur Vereinheitlichung mit der deutschen Namensform geführt hat, 
nur dass in Österreich eine gesetzliche Regelung unterblieb, weil 
sie im Reichsrat nie durchzusetzen gewesen wäre, und dass die 
deutschen Namen nicht die allein gültigen waren. Das in Buda-
pest und Wien verwendete Argument der Rechtssicherheit für die 
Verwaltungspraxis kann man dabei als gerechtfertigt akzeptieren. 
Auch für die Vereinheitlichung in Deutsch bzw. Ungarisch als den 
am meisten verbreiteten Verkehrssprachen im geschäftlichen und 
gesellschaftlichen Leben lassen sich Gründe anführen. Berück-
sichtigt man allerdings die auf einen Höhepunkt gelangte politi-
sche Kampfsituation, dann wird man auch nationalistische Motive 
unterstellen dürfen – in Österreich fand das letzte große, bis an die 
Grenze des Staatsstreichs führende Ringen um einen nationalen 
Ausgleich unter der Regierung Koerber statt, in Ungarn wurde die 
Personalunion propagiert und um die selbständige Nationalarmee 
gepokert, in Kroatien verschärfte sich die Lage unter dem Regime 
des Banus Khuen-Héderváry. Die Vermutung erhärtet sich für Un-
garn zur Gewissheit, wenn man Verfahrensweise und Entschei-
dungsbegründung für den „einen amtlichen Namen“ betrachtet. 
Nach einem Großaufwand an Konsultationen aller politischen 
Instanzen, der Akademie der Wissenschaften, der Historischen 
Gesellschaft, der Ungarischen Geographischen Gesellschaft und 
einzelner Sprachforscher wurden die Sammlungsergebnisse dem 
Staatsarchiv übermittelt, „welches sein ungeheures historisches 
Material, seine Urkundensammlung durchforschte, um über die 
Vergangenheit der zu verhandelnden Gemeinde Klarheit zu ver-
schaffen und die in Vergessenheit geratenen ursprünglichen Na-
men aufzufrischen oder mit historischen Motiven den jetzigen 
Ortsnamen zu begründen“82. Unverändert blieben nur Namen mit 
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	 83	 Ebd.
	 84	 Die unterschiedlichen Schreibungen der zahlreichen adjektivisch 

zusammengesetzten Ortsnamen wie Nagy-Várad neben Nagyszeben 
(ebenso Alsó-, Felső-, Német-, Ó-, Szent-, Új-, usw.) und landschaft-
liche Zuordnungen (Hajdú-, Magyar-, Maros-, Német-, Puszta-, Sz-
amos-, Szatmár-, Tisza-, usw.) sind – wie im offiziellen Helységnév-
tár von 1913 (allerdings mit Ausnahmen: die Zusammensetzungen 

mit Német-, Horvát- bleiben, jene mit Szerb- sind weitestgehend, 
die mit Tót- vollständig eliminiert) zugunsten der Zusammenschrei-
bung generalisiert. Die in den früheren Ausgaben des Helységnévtár 
getrennt oder mit Bindestrich geschriebenen Ortsnamen sind daher 
zusammen geschrieben (Nagykanizsa, Szatmárnémeti, Marosvásár-
hely), nicht die Komitatsnamen (Alsó-Fehér, Kis-Küküllő). Auch das 
Allgemeine Verzeichnis für Österreich schrieb zusammengesetzte 

Ortsnamen zusammen (Oberhollabrunn, Windischgratz); der Binde-
strich steht jedenfalls bei Zusammensetzungen zweier gleichwertiger 
Ortsnamen (Teplitz-Schönau, Maros-Torda). Vgl. auch die Schrei-
bung bei Klinghammer, Tóth, Atlasz 1914 (2004), die getrennte 
Schreibung der Komitatsnamen ist dort beibehalten.

geographischer oder grundherrschaftlicher Konnotation. Die Ent-
scheidung für neue Namen erfolgte, wo „fremdsprachliche Ele-
mente“ das „gebräuchliche uralte Namensgut“ verändert hatten 
oder wo der historische Name ganz in Vergessenheit geraten war 
und von den Kolonisten durch einen neuen ersetzt bzw. der alte 
in die Sprache der Kolonisten übersetzt worden war. Die Lan-
des-Gemeindegrundbuch-Kommission stellte sich generell „auf 
den meist berechtigten historischen Standpunkt“, so dass „nicht 
bloss die früher vorgekommenen administrativen Verwirrungen 
ausgemerzt wurden, sondern sich auch der innere Wert der Orts-
namen in bedeutendem Maß erhöhte, indem die alten historischen 
Namen in ihrer Reinheit wiederhergestellt“ wurden83. Dass als Er-
gebnis heraus kam, dass alle Gemeinden, auch die kleinsten, wie 
betont wurde, einen ungarischen Namen mit alleiniger amtlicher 
Gültigkeit hatten, ist nicht verwunderlich. Die Jubiläumsschrift 
von 1911 vermerkt, dass die Regelung der Ortsnamen „jetzt“ ih-
rem Ende zuging. Das Helységnévtár/Ortslexikon von 1913 auf 
der Basis der Volkszählungsergebnisse von 1910 war das erste, 
das nach den neuen Regeln und unter Berücksichtigung einer 
Orthographiereform84 erstellt wurde. Für den Bereich des König-
reiches Ungarn waren darin alle Ortsnamen ungarisch geschrie-
ben, ohne Hinzufügung anderssprachiger oder älterer historischer 
Formen. Nur für Kroatien-Slawonien machte das Helységnévtár 
von 1913 insoferne die bemerkenswerte Ausnahme, dass die 
Namen der Verwaltungszentren zwar an erster Stelle ungarisch 
geschrieben waren, dass aber konsequent für jeden Ort auch der 
kroatische Name beigefügt war (Eszék/Osijek; Körös/Križevci; 
Varasd/Varaždin; Zágráb/Zagreb; Zimony/Zemun), allerdings un-
ter Weglassung der deutschen Formen (Esseg; Kreuz; Warasdin; 
Agram; Semlin).

Der Quellenbefund ergibt ein vielfältiges, nicht ganz kon-
sequentes, aber letztlich doch klares Bild von dem, was als 
„amtliche“, durch Gesetz und Verordnung festgelegte und an-
erkannte Namensschreibung für die historische Situation des 
Volkszählungsjahres 1910 Geltung hatte. Die Praxis der amtli-
chen Namensschreibung entsprach zwar nicht der politischen 

Tagesrealität. Die in den österreichischen Spezialortsrepertorien 
praktizierte traditionelle Gleichberechtigung der mehrsprachigen 
Namen genügte den Forderungen der Nationalparteien nicht, sie 
verlangten Einsprachigkeit teils nach der Mehrheitsnationalität, 
teils nach dem national definierten realen oder fiktiven Staatsrecht 
(Böhmen tschechisch, Galizien polnisch, Krain slowenisch, Dal-
matien kroatisch). Die Einsprachigkeit in Ungarn stand nicht nur 
im Widerspruch zu einer starken polyglotten Tradition, sondern 
auch zur wirtschaftlichen und kulturellen Tagespraxis, die kroa-
tische Namensautonomie war nur theoretisch anerkannt, in der 
Praxis wurde sie von den Budapester Ministerien zunehmend in 
Frage gestellt.

Die Rekonstruktion der amtlichen 
topographischen Namensformen für das 
Volkszählungsjahr 1910

Jedenfalls gab es jene amtlich-offizielle Version der Ortsnamens-
schreibung, die einer einheitlichen kartographischen Darstellung 
der österreichisch-ungarischen Monarchie in der historischen 
Situation des Jahres 1910 zugrunde gelegt werden kann. Sie 
ist zwar, wie alles in der fragilen Staatskonstruktion des dahin-
schwindenden Habsburgerstaates, mit ihren sich verfestigenden 
und doch unscharfen Grenzen und den nicht unüberbrückbaren, 
aber eskalierenden Konflikten ein Kompromiss. Der Versuch ei-
ner historischen Rekonstruktion einer Ortsnamensschreibung mit 
dem Anspruch auf historisch-amtliche Authentizität für 1910 ist 
daher nicht unproblematisch, er lässt sich aber wagen. Das Ergeb-
nis liegt in der Liste der Politischen Bezirke, Komitate, Statutar-, 
Munizipal- und Magistratsstädte und im Ortsregister vor.

Die zwei- und mehrsprachige Schreibung der Namen der Be-
zirke und Städte in Österreich/Cisleithanien orientiert sich an den 
amtlichen Kriterien der „Landes-“ bzw. „landesüblichen“ Spra-
chen. Überall dort, wo eine deutsche Ortsbezeichnung existier-
te, steht diese – wie im Erlass des Innenministeriums von 1909 
mit der Klassifizierung in eine „erste“, „zweite“ und „weitere“ 

Landessprachen formuliert und im Allgemeinen Verzeichnis der 
Ortsgemeinden und Ortschaften Österreichs für 1910 (erschienen 
1915) zum ersten Mal praktiziert – an erster Stelle. Allerdings 
bleibt an „zweiter“ und „weiterer“ Stelle genau im Sinne des Er-
lasses die „zweite“ und „weitere“ Landessprache erhalten, und es 
erfolgt nicht wie im Allgemeinen Verzeichnis teilweise eine Re-
duktion auf die Einsprachigkeit; dafür und für die Regelung nach 
dem Schlüssel 80 : 20 gab es keine amtliche Weisung. Auch für 
Dalmatien galt theoretisch Deutsch als erste Landessprache, ohne 
gesetzliche Regelung und gegen die wiederholten Eingaben der 
Statthalter für eine Anerkennung des Serbo-Kroatischen, es war 
aber gewohnheitsrechtlich Italienisch als erste Landessprache im 
Gebrauch. Die Stellung des Deutschen als erste Landessprache 
für Galizien entsprach zwar nicht einmal mehr der Theorie, denn 
seit 1869 verfügte Galizien über eine paktierte ähnliche Kulturau-
tonomie wie Kroatien-Slawonien. Aber das Allgemeine Verzeich-
nis der Ortsgemeinden und Ortschaften verwendete doch noch 
einige deutsche Namen an erster Stelle.

Für Ungarn werden die seit der allgemeinen Namensverein-
heitlichung durch das Gesetz von 1898 einsprachig-magyarischen 
Namensformen verwendet nach der zum Teil modernisierten Or-
thographie des Helységnévtár/Ortslexikon für 1910 (erschienen 
1913). Diese Namensregelung dokumentiert allerdings einen der 
Höhepunkte der Magyarisierungspolitik, entsprach nicht der All-
tagsrealität, wahrscheinlich auch nicht der lokalpolitischen Pra-
xis. Daher sind in eckiger Klammer die im Jahre 1910 nicht mehr 
offiziellen, aber ortsüblich-historischen deutschen, slowakischen, 
rumänischen und südslawischen Namensformen angegeben, so-
weit sie bei Jekelfalussy aufscheinen. Das ist allerdings mit edi-
torischen Schwierigkeiten verbunden. Jekelfalussy verwendet die 
nationalsprachlichen Formen, schreibt sie aber in magyarischer 
Orthographie. Diese wird beibehalten, weil sich das vorliegen-
de Werk als „Edition“ der authentischen Version der amtlichen 
Quellentexte der Jahre um 1910 versteht. Auch die Orthographie 
bei Jekelfalussy ist ein authentisches, politisch relevantes Text
element. Die in den modernen wissenschaftlichen Ortsnamenver-
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allgemein-methodischen Hinweisen Herwig Wolfram, Die Bedeu-
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(Hg.), Siedlungsnamen und Siedlungsformen als Quellen zur Besied-
lungsgeschichte Niederösterreichs (= Studien und Forschungen aus 
dem Niederösterreichischen Institut für Landeskunde 9, Wien 1986) 
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phischer Forschung vgl. Josef Ehmer, Bevölkerungsgeschichte und 
Historische Demographie 1800–2000 (= Enzyklopädie deutscher 
Geschichte 71, München – Wien 2004).

zeichnissen aufgelisteten Namen stimmen weitgehend mit Jekel-
falussy überein85. In der Reihenfolge der Namen steht die deutsche 
Form an erster Stelle. Die Bezirks- und Ortsnamensschreibung für 
Kroatien-Slawonien ist dreisprachig kroatisch/ungarisch/deutsch 
– entsprechend den Bestimmungen des ungarisch–kroatischen 
Ausgleichs von 1868 und dessen Nachverhandlungen, wonach 
die Ortsnamensfrage primär zu den autonomen Angelegenheiten 
gehörte, demnach kroatisch für den kroatisch-internen Bereich, 
ungarisch für die gemeinsamen kroatisch-ungarischen Angele-
genheiten, deutsch für die amtlichen Beziehungen zwischen dem 
Dreieinigen Königreich und dem Gesamtstaat. Statistiken und 
Ortsverzeichnisse für Bosnien-Herzegowina halten sich an die 
landessprachlichen serbo-kroatischen Namen.

Die in der Liste der Politischen Bezirke, Komitate, Statutar-, 
Munizipal- und Magistratsstädte und im Ortsregister verwende-
ten mehrsprachigen topographischen Bezeichnungen finden in 
den Länder-, Landesteil-, und Ortsbeschriftungen der Karten nur 
dann Anwendung, wenn nicht die Erfordernisse der graphischen 
Gestaltung eine Reduktion auf die einsprachige Form (deutsch, 
magyarisch, italienisch, serbo-kroatisch, soferne es diese Versio-
nen gab, ansonsten die nationalsprachliche landesübliche Form) 
erfordern, was für die Mehrzahl der Karten der Fall ist. Abwei-
chend von dieser Regel wird die mehrsprachige Form für die Sta-
tutar- (Österreich, Bosnien-Herzegowina) und Munizipalstädte 
(Ungarn, Kroatien-Slawonien) sowie für regionale Zentren (in 
Auswahl) durchgehend für alle Karten verwendet. In zwei Sach-
bereichen, dem Militärwesen und den Eisenbahnen, erscheint es 
begründet, vom Prinzip der Mehrsprachigkeit abzugehen. In der 
gemeinsamen Armee war die Kommandosprache, jedenfalls aber 
die Dienstsprache prinzipiell deutsch, die Regimentssprache rich-
tete sich nach den in der jeweiligen Einheit vertretenen Natio-
nalitäten. Der Militärschematismus 1911 (Militärjahr 1910/1911) 

schrieb für die Regiments-Stabs-Stationen und Garnisonen die 
deutschen Namen für Österreich (auch für Galizien, aber mit Aus-
nahme Dalmatiens) und Kroatien-Slawonien, die magyarischen 
für Ungarn, die italienischen für Dalmatien. An sich hätte das kei-
ne Frage sein dürfen. Aber die Praxis auch in der gemeinsamen 
Armee war eben auch komplizierter als die Theorie. Einerseits gab 
es in den 41 ungarischen Infanterieregimentern der gemeinsamen 
Armee (ohne das XIII. Zagreber Korps) nur in 25 eine absolute 
magyarische Mehrheit der Mannschaft. Vor dem Ersten Weltkrieg 
wurde nur in 142 von 329 Einheiten der k.u.k. Armee in einer 
einzigen Sprache kommuniziert, davon nur in 31 ausschließlich in 
deutscher, bei 163 Einheiten wurden zwei, bei 24 drei oder sogar 
mehr Sprachen verwendet86. Aber selbst Gyula Andrássy hat sich 
in einem, auf seine letzte große Rede im ungarischen Abgeord-
netenhaus zurückgehenden, berühmten Artikel für die Gemein-
samkeit und Einheitlichkeit der Armee eingesetzt87. Und in der 
nach der Jahrhundertwende virulent gewordenen Krise um die 
Armeefrage hat Kaiser Franz Joseph eine klare Entscheidung im 
Sinne der Einheit der Armee noch einmal durchgesetzt (1903 Ar-
meebefehl von Chłopy). Auch nicht unumstritten, aber klarer war 
die Sprachenfrage bei der k.k. Landwehr und der kgl. ung. Hon-
véd. Bei der Honvéd waren Ungarisch, bei den kroatischen Regi-
mentern Kroatisch, bei der österreichischen Landwehr Deutsch 
und Polnisch Kommando-, Dienst- und Regimentssprachen. An-
gesichts dieser zwischen Praxis und Theorie offenen Situation 
erscheint es angebracht, die für die allgemeine Topographie ge-
wählte Lösung, nämlich deutsch in Österreich (italienisch in Dal-
matien), ungarisch für das Mutterland Ungarn, serbo-kroatisch 
für Kroatien-Slawonien und Bosnien-Herzegovina, auch für die 
militärische Nomenklatur zu wählen. Fast gleichlautend stellt sich 
die Frage für die Eisenbahnen; die Betriebsgesellschaften waren 
zwar aus verkehrswirtschaftlichen Interessen überregional orien-

tiert, aber sowohl das Humankapital, mit dem sie arbeiteten, als 
auch das Personen- und Warengeschäft, um das sie warben, 
verengte sich zunehmend zumindest auf die beiden „Reichs
hälften“.

Der methodische Ertrag

Dass die Historische Geographie im allgemeinen, die Histori-
sche Kartographie im besonderen im Rahmen des Kanons der 
klassischen Hilfswissenschaften in der neueren österreichischen 
Geschichtswissenschaft nur marginale Beachtung findet88, ist 
angesichts einer nicht unerheblichen Tradition insbesondere der 
sozialhistorischen Statistik verwunderlich. Dem internationalen 
Trend folgend, wurde auch in Österreich eine sich auf statistische 
Quellen stützende Sozialgeschichte diskutiert, allerdings kaum 
im Sinne einer „histoire quantitative“ (François Furet 1971) oder 
„sérielle“ (Pierre Chaunu 1970) umgesetzt. Auch die oft gefor-
derte Komparatistik und Interdisziplinarität sind Forderungen, 
die offenbar schwer einzulösen sind. Die Geschichte der Habs-
burgermonarchie des 19. Jahrhunderts bietet eine Chance, diese 
Postulate im Projekt der kartographischen Darstellung der Sozi-
alstrukturen des Vielvölkerstaates einzulösen. Die Statistik liefert 
jene empirische Grundlage, die Generalisierungen ermöglicht, 
die Standardisierung ausgewählter Variablen erlaubt den Ver-
gleich für den Großraum des habsburgischen Länderkomplexes, 
die kartographische Darstellung macht Zusammenhänge sichtbar, 
die die Aussagekraft einer tabellarischen Statistik übertreffen. Ein 
bisher wenig ausgewertetes, reiches statistisches und kartographi-
sches Quellenmaterial ist eine nahezu zwingende Einladung, ein 
diesbezügliches Experiment zu verwirklichen.

Was als wissenschaftliche Beschäftigung mit Historischer Kar-
tographie in der österreichischen Forschung bibliographisch fass-
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bar ist, beschränkt sich auf die Erforschung der „alten Karten“ und 
die Geschichte der Kartographie89. „Alte Karten“ gibt es nicht erst, 
aber in vermehrtem Ausmaß, seit der Erfindung der Lithographie 
durch Aloys Senefelder und den Einsatz des Farbflächendruckes 
seit Josef von Scheda (1845 erster Linien-Farbdruck) jede Menge, 
und mit dem parallelen Aufbau einer „administrativen Statistik“ 
überboten sich private und amtliche Unternehmen bei der Pro-
duktion von Karten zu allem, was statistisch fassbar war90. Diese 
Überfülle an Material zu sammeln und zu analysieren, lohnt sich 
sehr wohl. Nur ist mit dieser Forschungsorientierung die eigentli-
che Aufgabe der Historischen Kartographie nur zum Teil erfüllt. 
Gegenüber dem selbstverständlich legitimen Forschungszweig, 
der historische Karten als „Quelle“ für geographisch-politische 
oder gesellschaftliche Konstruktionen oder Tatsachen behandelt, 
ist der andere, der die Herstellung moderner historischer Karten 
als „Darstellung“ im Sinne der historischen Methodenlehre be-
treibt91, nur marginal und für Micro- oder Sonderthemen existent. 
Neben beachtlichen, aber Fragment gebliebenen Unternehmen 
wie dem Historischen Atlas der Alpenländer und dem Atlas der 
Siedlungsformen, stützen sich Dialekt-, Ortsnamen- und Städte-
karten, die sich stärker als die Geschichtswissenschaft der Kar-

	 89	 Unter den zahlreichen Arbeiten von Johannes Dörflinger bes. Ders., 
Die österreichische Kartographie im 18. und zu Anfang des 19. Jahr-
hunderts unter besonderer Berücksichtigung der Privatkartographie 
zwischen 1780 und 1820, 2 Bde. (= Österreichische Akademie der 
Wissenschaften, Phil.-Hist. Klasse, Sitzungsberichte 427 und 515, 
Wien 1984 und 1988).

	 90	 Vgl. Ders., Die großen österreichischen Kartenverlage in der zwei-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts und zu Beginn des 20. Jahrhunderts; 
in: Wolfgang Scharfe, Eckhard Jäger (Hgg.), Kartographisches 
Kolloqium Lüneburg 1984. Vorträge (Berlin 1985) 19–25.

	 91	 Diese Unterscheidung nach Ahasver von Brandt, Werkzeug des Hi-
storikers. Eine Einführung in die Historischen Hilfswissenschaften 

tographie als Darstellungsform bedienen, in ihren historischen 
Bezugnahmen weitestgehend auf Umzeichnungen historischer 
Vorlagen92. Historische Atlanten, die in den letzten Jahren in man-
chen „Nachfolgestaaten“ entstanden, thematisieren zwar einige 
der auch hier angesprochenen Bereiche, doch beschränken sie 
sich im Wesentlichen auf ihr heutiges Staatsgebiet und beziehen 
nicht den gesamten habsburgisch–mitteleuropäischen Großraum 
in ihre Darstellungen mit ein93. Auch die Historische Statistik ist 
mehr der Quellenpräsentation als der interpretativen Auswertung 
verpflichtet. Und im Rahmen der praxisorientierten allgemeinen 
Kartographie als Teildisziplin der Geographie bleiben historische 
Fragestellungen weitestgehend ausgeklammert. Ohne die histori-
sche Dimension verzichtet aber gerade die Sozialgeographie auf 
eine wesentliche Erklärungskomponente. Dabei stehen gerade für 
das 19. Jahrhundert nicht nur die großen geographischen Landes-
aufnahmen (seit 1806), sondern auch die demographischen und 
sozioökonomischen Massendaten der amtlichen Statistik für eine 
datengestützte kartographische Darstellung zur Verfügung. Die 
Verarbeitungsmöglichkeiten dieser Massendaten durch digitale 
Kartographie und Datenverarbeitung ermöglichen nicht nur eine 
Rationalisierung der Kartenherstellung, sondern auch die quan-

titative Analyse komplizierter sozioökonomischer Zusammen-
hänge, und dies mit einem erheblichen Erkenntnisgewinn. Denn 
wenn in einem Sachbereich die narrative Analyse methodisch zu 
kurz greift, dann in jenem der sozialen Strukturen.

Der wissenschaftliche Gewinn der datengestützten kartogra-
phischen Darstellung der sozialen Strukturen der Habsburger-
monarchie 1848–1914 reicht über eine bloße Dokumentation 
hinaus. Die Karten ermöglichen und zwingen zu einer vernetzten 
und quantifizierenden Betrachtungsweise. Die Darstellung für 
den Gesamtbereich der Doppelmonarchie ermöglicht kompara-
tive Aussagen über Interdependenzen, Konvergenz- und Diffe-
renzentwicklungen in einem politisch kompliziert strukturierten 
Großraum. In diesem Sinne ist der Band, über den unmittelbaren 
Zweck einer Illustration und Argumentationshilfe für das Teilpro-
jekt „Soziale Strukturen“ des Reihenwerkes Die Habsburgermon-
archie 1848–1918 hinausgehend, ein eigenständiger methodischer 
und inhaltlicher Beitrag zur Analyse der ersten großen Krise des 
Industriekapitalismus in Mitteleuropa am Vorabend des Ersten 
Weltkrieges.

(Urban-Taschenbücher 33, Stuttgart 161973) 28 f. Zur methodischen 
Problematik allgemein vgl. Dietrich Ebeling, Historisch-themati-
sche Kartographie: Konzepte – Methoden – Anwendungen (Biele-
feld 1999).

	 92	 Die Karten des Österreichischen Städteatlasses beruhen z.B. „in 
ihrem Kern“ auf den Kartenblättern des Franziszeischen Katasters 
(1824–1854).

	 93	 Vgl. u.a. Jaroslav Purš (Hg.), Atlas československých dějin [Atlas der 
tschechoslowakischen Geschichte] (Praha 1965); Eva Semotanová, 
Jaroslav Synek (Hgg.), Česko: Ottúv historický atlas [Tschechien: 
Otto-Atlas zur Geschichte] (Praha 2007); Božena Filová, Pavol 
Kmet’ko (Hgg.), Etnografický Atlas Slovenska [Ethnographischer 

Atlas der Slowakei] (Bratislava 1990); Josip Lučić (Hg.), Hrvatski 
povijesni zemljovidi [Historische Geographie Kroatiens] (Zagreb 
61998). Zijad Šehić, Ibrahim Tepić (Hgg.), Historischer Atlas Bosnien 
und Herzegowina (Sarajevo 2007).
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